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Einleitung 


T: der vorliegenden Broschüre finden sich 
vier Texte aus der radikalen Linken, welche 
sich mit den emanzipatorischen Potentialen des 
»Demokratie« -Begriffs beschäftigen. In den Krisen- 
protesten der letzten Jahre um 15M, Occupy und 
Blockupy sowie auch in den Kämpfen des Arabisch- 
en Frühlings war die Frage nach Demokratie und 
Formen der Politik äußerst wichtig. Diese Bewe- 
gungen zeichne(te)n sich einerseits dadurch aus, 
dass sie auf keinen klassischen linken Theoriege- 
bäuden fußten, andererseits entwickelten sie eine 
aufeinander Bezug nehmende Praxis, die sich 
größtenteils antagonistisch zu den herrschenden 
politischen Verfahrensweisen positionierte. Die in 
allen Kämpfen immer wieder aufscheinende Frage 
nach der politischen Organisierung bzw. der Orga- 
nisierung der Politik war für uns Anlass, eine in- 
haltliche Auseinandersetzung über die Sphäre des 
Politischen, mithin des Demokratischen bzw. der 
Demokratie, anzuregen. 

Der erste Text ist von der Gruppe *andere 
zustände ermöglichen, welche die Broschüre initi- 
iert hat. Auch wenn Demokratie zumeist mit einer 
Herrschaftsform des Staates gleichgesetzt wird und 
zur Selbstlegitimation des Kapitalismus genutzt 
wird, meint *aze, dass schon in der jetzigen Ver- 
wendung des Begriffs emanzipatorische Aspekte, 
welche über die bestehende Herrschaftsstrukturie- 
rung hinaus weisen, vorhanden sind. Der Begriff 
der Demokratie wird dem Verständnis einer festen 
Form oder der Identität mit einer Herrschaftskacke 
wie der BRD entführt und als Beschreibung für 
revolutionäre Situationen, in denen mehr Gleich- 
heit in der Strukturierung der Gesellschaft erreicht 
werden kann, verwendet. 

Die Möglichkeit einer positiven Bezugnahme 
auf den Demokratiebegriff wird auch von Hanno 
aus der Interventionistischen Linken (IL) in seiner 
konkreten Analyse der Proteste der Empörten in 
Spanien, geteilt. In Spanien ist der Slogan »Echte 
Demokratie« zentraler Bestandteil der Bewegung. 
Seine Analyse, Negri/Hardt rezipierend, gründet 
er auf dem Gegensatzpaars des Konstituierten und 
dem Konstituierenden. Das Konstituierte ist dabei 
der Staat, das Festgefügte und Institutionalisierte. 
Das Konstituierende wird als eine Politik von unten 
durch die Multitude verstanden. Durch die konkrete 
Analyse der Bewegung der Empörten ist es möglich 
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wichtige Aspekte eines konstituieren- 
den Prozess von unten auszuloten. 

Detlef Georgia vom NAO-Prozess ist 
deutlich skeptischer, was die Potentiale 
des Demokratiebegriffs angeht und ar- 
gumentiert aus einer rätekommunis- 
tischen Perspektive. Demokratie ist für 
sie zunächst ein leerer, idealistischer 
Begriff. Eine »echte Demokratie« kann 
es nicht geben, weil es keinen Kern 
des Demokratiebegriffs gibt, auf den 
sich wieder besonnen werden könnte. 
Demokratie ist demnach zunächst die 
juristische Rahmenbedingung für die 
kapitalistischen Produktionsverhält- 
nisse. Aus dieser Einsicht wird für den 
Begriff »Rätedemokratie« plädiert, weil 
er die Unterschiede zum hegemonialen 
Demokratieverständnis deutlich macht 
und betont, dass die Frage nach der 
politischen Organisierung der kommu- 
nistischen Gesellschaft virulent ist. 

Im letzten Text diskutiert die Grup- 
pe ..never going home (ngh) über 
Demokratie. Sie analysieren Demokratie 
als integrative Herrschaftstechnik im 
Kapitalismus, schließen einen uto- 
pischen Überschuss von Demokratie 
aber nicht aus, der den Begriff auch 
gegen die bestehenden Zustände anfüh- 
ren lassen könnte. Abschließend wird 
die Problematik auf geworfen, wie die 
radikale Linke zur Einbindung aller steht, 
wie Abgrenzungen in der Organisierung 
legitimiert werden und warum sie not- 
wendig sein können. 

Dass Demokratie, wie auch immer 
beurteilt, von einem Gleichheitsversprechen 
lebt, ist dabei klar. Diesem Inhalt steht die 
Form der Broschüre teilweise entgegen, ein 
akademischer Slang und die Beschränktheit 
der Autor_innen auf einen bestimmten links- 
radikalen Szenebereich sind uns bewusst. Es 
kann also keineswegs Anspruch sein, den Dis- 
kussionsstand »der Szene« zu Demokratie wie- 
der zu geben. Vielmehr soll diese Broschüre 
zu eben jener Diskussion und weiteren inhaltli- 
chen Beschäftigungen und Auseinandersetzun- 
gen anregen. 


Demokratie 


linksradikal denken 


ie von 

Ranciere 
genannte Wider- 
sprüchlichkeit 
des Demokratie- 
begriffs hat in 
den letzten Jahren der Krise eine Aktua- 
lisierung erfahren. So ist Demokratie un- 
gebrochen ein zentraler Bestandteil der 
Selbstlegitimierung des Bestehenden. An- 
dererseits wurde Demokratie sowohl in 
den jüngsten Protesten gegen die kapita- 
listische Krise als auch in den emanzipa- 
tiven Revolten des »arabischen Frühlings« 
gegen autokratische Regime in Stellung 
gebracht. Die weltweiten Proteste der ver- 
gangenen Jahre hatten kein gemeinsames 
Motto, aber eine Gemeinsamkeit: Die Be- 
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Die Demokratie erscheint nur dann als unerreichbare 

> Zukunft, wenn wir sie als perfekte Staatsform oder als 

perfekten Zustand der Gleichheit begreifen. [...] Vielmehr 

stellt sie ein Prinzip dar, von dem wir immer wussten, dass es 

mit seinem Gegenteil verwoben ist und dass es unaufhörlich 
gegen dieses Gegenteil ankämpft.« (Ranciere) 


zugnahme auf »Demokratie« war vom 
»arabischen Frühling« bis zu den Occupy- 
Protesten feststellbar. 

Auch im Diskurs der Feuilletons wurde 
die Ernennung technokratischer, also 
nicht gewählter und von so genannten 
Experten besetzten Regierungen in Ita- 
lien und Griechenland zur Durchsetzung 
eines Krisenregimes im Sinne einer wett- 
bewerbsfähigen EU beklagt. Im bürgerlich- 
en Diskurs wird unter Demokratie aber 
immer die staatliche Form verstanden. Es 
geht dann also um legitime Repräsenta- 
tion und demokratische Prozedere. Diese 
Fassung von Demokratie als Staatsform 
wurde von Teilen der Krisenproteste 
zurückgewiesen, die in ihrer Kritik der 
politischen Verhältnisse die Floskel einer 
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»Echten Demokratie« (Rea Democracy) ins 
Spiel brachten. Die Floskel funktionierte 
mehr als gegenseitiges Band und Mittel 
der strategischen Bezugnahme denn als 
politischer Inhalt. Die Idee einer »echten 
Demokratie« ist aber nicht selbsterklärend. 
Sie läuft genauso Gefahr, den herrschen- 
den Verhältnissen in die Hände zu spie- 
len, wie sie zu einem Abwehrkampf gegen 
die Einschränkung von demokratischen 
Rechten werden kann. Demokratie muss 
mehr sein als empört mit dem Grundge- 
setz vor der Paulskirche zu wedeln, oder 
sie ist aus linksradikaler Perspektive un- 
brauchbar. Dass Demokratie mehr ist, ist 
Kernthese unseres Beitrags. Dafür müssen 
wir uns jedoch der theoretischen Debatte 
um den Begriff stellen. Im folgenden ver- 
suchen wir zunächst in aller Kürze (und 
leider mit einigen Verkürzungen) die un- 
seres Wissens nach übliche linksradikale 
Demokratiekritik zu skizzieren, um darauf 
aufbauend einige Kritikpunkte und von 
uns identifizierte Leerstellen plausibel zu 
machen. Daran anschließend soll die These 
eines inhaltlich gefüllten Demokratiebe- 
griffs entwickelt werden, der sich im Span- 
nungsfeld des Politischen und der Politik 
bewegt. Eine dergestalt entworfene Idee 
von Demokratie kann unserer Meinung 
nach wichtige Impulse für eine emanzipa- 
torische linksradikale Praxis geben. 


Aber willst du nicht in einer 
Demokratie leben? 


Demokratie ist ein Ankerpunkt im 
hegemonialen Diskurs, der Begriff ist 
ein zentrales Element kapitalistischer 
Selbstlegitimierung. Der Staat mit sei- 
nen Protagonist*innen definiert sich als 
Demokratie und nicht etwa als Kapitalis- 
mus oder als Gewaltapparat. 

Demokratie ist die Bezeichnung für 
die politische Sphäre der Gesellschaft, 
sie ist im hegemonialen Diskurs die ide- 
ale Art und Weise, Herrschaft zu orga- 
nisieren. Unter Demokratie werden auch 
die Begrenzungen kollektiver Zwänge ge- 
genüber dem Individuum, also die Men- 


schenrechte, Versammlungsfreiheit und 
so weiter gefasst. Dabei ist es kein Prob- 
lem, diese Rechte wegen »Sicherheitser- 
fordernissen« deutlich einzuschränken. 
Denn das Funktionieren des demokratisch- 
en Staates wird durch den Rahmen einer 
Nation gewährleistet, welche Volk und 
Staat in eine geschichtliche Natürlichkeit 
versetzt. Die Demokratie ist deswegen 
nicht die Verwaltung der Interessen der 
Menschen, sondern die Verwaltung der 
Nation zu ihrem Wohle. Außerdem werden 
die Zwänge kapitalistischer Organisierung 
naturalisiert und damit außerhalb poli- 
tischen Handelns und Einflusses verortet 
- wie beispielsweise bei den »Finanzmärk- 
ten« deutlich wird, die dem eigenen Han- 
deln scheinbar entrückt sind, gleichzeitig 
aber quasi-göttlich über Wohl und Wehe 
der Gesellschaft richten. 

Die Anforderungen der spezifisch kapi- 
talistischen Effizienzkalküle und Verwer- 
tungslogiken sind als letzter Grund kapital- 
istisch-demokratischer Vergesellschaftung 
nicht hinterfragbar. Die gewählten Parteien 
und die von ihr Repräsentierten müssen 
sich den »Realitäten« stellen, das heißt sie 
müssen die Anforderungen der kapitalis- 
tischen Ökonomie verstehen und die Sach- 
zwänge schlussendlich internalisieren. 

Unter Prämisse einer Deckungsgleich- 
heit dieses Inhalts mit dem Begriff der 
Demokratie kommt eine marxistische Tra- 
dition linker Staatskritik aus unserer Sicht 
zunächst folgerichtig zu einer fundamen- 
talen Ablehnung von Demokratie. Die Aus- 
bildung des Staates, die den Anforderun- 
gen der kapitalistischen Ökonomie folgt, 
findet - allgemein gesprochen - in der 
Demokratie ihre entsprechende Form. 
Demnach lassen sich auch die Werte die- 
ser Demokratie in Hinblick auf ihre Funk- 
tion im Kapitalismus bemessen: 

Freiheit ist im bürgerlichen Staat die 
Freiheit der Arbeiter*innen von den 
Produktionsmitteln und die Freiheit, nun- 
mehr als Lohnabhängige, Verträge einzuge- 
hen, sich also ausbeuten zu lassen - bezie- 
hungsweise seitens der Eigentümer*innen 
die Freiheit, ausbeuten zu dürfen. Gleich- 
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heit bezeichnet die Stellung der privile- 
gierten bürgerlichen Subjekte (historisch 
betrachtet vor allem weiße Männer) in Be- 
zug auf den Staat, sein Recht und Gesetz. 
Durch die Verpflichtung auf die Gleichbe- 
handlung aller Subjekte schreibt er die im- 
manenten Ungleichheiten jeder kapitalis- 
tischen Gesellschaft fort. 

Die Begriffe von Freiheit, Gleichheit und 
Demokratie sind somit ein immanenter 
Bestandteil der Legitimation des Kapitalis- 
mus und der Funktionsweise bürgerlicher 
Herrschaft. In ihrer realen Verfasstheit mit- 
begründen sie eine mit staatlicher Gewalt 
abgesicherte kapitalistische Gesellschaft. 

Als Form des bürgerlichen Staates er- 
füllt die Demokratie durch die erfolg- 
reiche Reproduktion kapitalistischer 
Gesellschaften ihren ganzen Zweck. Die 
Verfassung der Subjekte als formal gleiche 
Staatsbürger*innen führt dann beispiels- 
weise vor allem dazu, dass sie sich in der 
politischen Sphäre als Citoyen fühlen kön- 
nen, wodurch die Klassenspaltung in der 
ökonomischen Sphäre quasi verdeckt wird 
und die Politik ins Feld der Ideologie rückt. 
Diese intrinsische Verknüpfung emanzi- 
pativer Begriffe wie Freiheit, Gleichheit 
und Demokratie mit der derzeitigen Ge- 
sellschaftsformation als kapitalistisch- 
demokratischer Nationalstaat aufzuzei- 
gen ist notwendig. Gleichzeitig ist für uns 
damit die Verhandlung von Demokratie 
nicht abgeschlossen. Denn in Analysen wie 
der eben nur skizzierten wird Demokratie 
tendenziell den ökonomischen Prozessen 
nachgeordnet, womit die politische 
Sphäre letztlich an Bedeutung verliert. So- 
wohl die Krisenproteste als auch die teil- 
weise Abkehr der politischen Klasse von 
demokratischen Verlaufsformen als an- 
scheinend krisenbedingte Notwendigkeit 
(Stichwort »Vertrauen der Märkte«) haben 
aber gezeigt, dass die Subjektivierung im 
Dienste der Demokratie deren Grenzen 
immer wieder übersteigt und zu mehr 
strebt, als was durch staatliche Sanktionen 
vorgegeben wird. 

Hier deutet sich an, was wir als einen 
Rest oder Überschuss an Bedeutung von 


Demokratie be- 


zeichnen, der eine eigenständige 
Wirkmächtigkeit hat und sich gegen die 
etablierte Demokratie wendet. Demokratie 
geht unserer Meinung nach also nicht 
vollständig als dem Kapitalismus adä- 
quateste Form des bürgerlichen Staates 
auf. Vielmehr zeigt die Krisenpolitik in 
Europa, dass das demokratische Selbst- 
verständnis in kapitalistischen Krisensitu- 
ationen keinen Absolutheitsanspruch be- 
hält und der Begriff von Seiten des Staates 
teilweise preisgegeben wird und in den 
Demokratiediskurs interveniert werden 
kann. Die Neubesetzung des Demokratie- 
begriffs aus linksradikaler Sicht wäre un- 
serer Meinung nach somit keine Aufgabe 
der notwendigen Kritik kapitalistischer 
Vergesellschaftung. Vielmehr würde sie 
die Einsicht reflektieren, dass eine Kritik 
der politischen Ökonomie alleine keine 
emanzipativere Gesellschaft hervorbringt, 
wenn die Frage nach politischen Kollek- 
tiven und Verfahrensweisen ausgeblendet 
oder als überflüssig betrachtet wird. 
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Die Kontingenz aller Verhältnisse: 
was ist, ist weder notwendig noch 
zufällig 


Die französische Revolution kann als 
Beispiel dienen, um den oben angeführten 
Überschuss zu verdeutlichen. Aus Sicht der 
marxistischen Geschichtsphilosophie wird 
die französische Revolution als Sieg der 
Bourgeoisie über den Feudalismus gedeu- 
tet. Der Kapitalismus benötigt einen an- 
deren Staat und eine andere Gesellschaft, 
als sie der Absolutismus liefern konnte. 
Die kapitalistische Ökonomie wollte 
voran, die feudale Politik hing wie ein 
träger Pflug dahinter. Also entstand etwas 
Neues mit dem Sieg der Bourgeoisie: der 
Nationalstaat, welcher sich demokratisch 
nennt und eine andere, der ökonomischen 
Basis entsprechende Form der politischen 
Repräsentation etablierte. 

"Wenngleich dies in vielerlei Hinsicht 
richtig ist, erscheint aus unserer Sicht in 
der französischen Revolution mit dem 
Auftauchen des Postulats »Egaliberte« 
noch etwas anderes als die Geburtsstunde 
von bürgerlicher Herrschaft und kapita- 
listischer Ökonomie. Die staatliche Unter- 
werfung funktioniert einerseits durch die 


oben skizzierten 
Mechanismen von Freiheit und 
Gleichheit, andererseits weisen eben diese 
Begriffe über den Horizont der bestehen- 
den Ordnung hinaus. Wenn wir dem tra- 
ditionellen Telos der Notwendigkeit einer 
staatlichen Transformation aufgrund der 
fortgeschrittenen Basis Kapitalismus dem- 
zufolge zunächst kritisch gegenüber ste- 
hen, drängt sich nun die Frage auf, wie 
es überhaupt zu diesen Einbrüchen in die 
bestehende Ordnung kommen konnte. 
Dieser Exkurs führt zunächst vom Begriff 
der Demokratie weg, wird aber einige 
Konzepte einführen, die für unser später 
verhandeltes Demokratieverständnis zen- 
tral sein werden. 

Das Politischer und auch das 
Demokratische, so unsere These, lässt sich 
nicht ohne einen Begriff von Kontingenz 
denken. Kontingenz heißt, sowohl nicht 
notwendig, als auch nicht zufällig zu sein. 
Die Welt ist nicht beliebig, es gibt kein 
"anything goes«. Aber die Verhältnisse, wie 
sie sich uns darstellen, können immer auch 
andere sein. Hier kommt das Politische 
ins Spiel. Lassen sich Herrschaftsver- 
hältnisse konstatieren, werden Aufbruch 
und Revolution zur politischen Aufgabe. 
Diese ergibt sich folglich nicht aus einer 
geschichtlichen Mission bestimmter iden- 
tifizierbarer gesellschaftlicher Gruppen, 
sondern gründet auf einer Einsicht in 
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die Kontingenz, also die Veränderlichkeit 
der bestimmten Herrschaftsverhältnisse. 
Wenn es zu einer Veränderung der Kon- 
figuration von Herrschaft kommt, also 
wenn beispielsweise der Kopf des Königs 
in der französischen Revolution fällt und 
das ganze Gefüge von König, Adel, Patri- 
arch und Gott ins Wanken gerät, dann 
sprechen wir vom Politischen. Das Poli- 
tische ist die Veränderung der Logik, 
nach der Gesellschaft organisiert ist. Wir 
gehen in Hinsicht auf das Politische nicht 
von notwendigen Widersprüchen aus, die 
zu einer notwendigen Veränderung der 
Gesellschaft führen, sondern davon, dass 
jede Form von Herrschaft kontingent und 
damit »wegrevolutionierbarc« ist. 


Die politische Differenz 


Unterwerfen wir politische Entschei- 
dungen also den Kriterien von Kontingenz 
und der Möglichkeit der Entscheidung, 
wird deutlich, dass die heute allgemein 
unter Politik gefassten Beschlüsse keine 
politischen sind, weil sie alle innerhalb der 
bereits etablierten Logik verbleiben. Poli- 
tik wird nicht mehr dem Staat zugeordnet, 
der Staat ordnet sich in das Feld der Politik 
ein. Staat lässt sich auf dieser Grundlage 
abstrakt als Ordnungsmacht eines Gan- 
zen beschreiben - Ordnen in dem Sinne, 
als dass vom Staat Grenzen und Anteile 
der ihm unterliegenden Entität bestimmt 
werden. Die Politik/der Staat zählt die Teile 
und bestimmt den Anteil, den die verschie- 
denen Teile am Ganzen haben. Diese Poli- 
tik ordnet die Körper im Raum, ordnet ihre 
Praktiken und errichtet eine Ordnung des 
Sagbaren. Die so gefasste, sehr abstrakte 
Charakterisierung von Staat soll nicht als 
Verharmlosung gelesen werden. Beispiels- 
weise unterliegt die Fortschreibung in- 
stitutionalisierten Sexismus maßgeblich 
staatlichen Politiken. So prägt es die Ord- 
nung der Körper und ihrer Praktiken, wie 
der Staat die Kategorie Geschlecht einsetzt. 
Festgelegter Zwang zu einer bestimmten 
Geschlechtlichkeit und damit verknüp- 
ften Seinsweisen qua Geburt und folgen- 


der Pädagogik wie in der BRD stellen eine 
massive, gewaltvolle Strukturierung der 
gesellschaftlichen Subjekte dar. Die Poli- 
tik folgt, verwaltet, exekutiert eine Logik, 
wodurch das Aufscheinen der Kontingenz 
jeder Politik verhindert werden soll. 

Das Politische hingegen, so Nancy, »ist 
der Ort, an dem die Gemeinschaft als 
solche ins Spiel gebracht wird.« Politisch 
ist dann eine Veränderung der grundle- 
genden Strukturierung des Kollektivs. Ein 
Kollektiv lässt sich nicht neutral beschrei- 
ben, denn jede Beschreibung ist bereits 
eine Grenzziehung, allerdings verstehen 
wir darunter so verschiedene Sachen wie 
die deutsche Bevölkerung oder eine Polit- 
gruppe. So ist der Einschluss von bisher 
außen stehenden Subjekten politisch. 
Politik ist also jede Verschiebung inner- 
halb der bestehenden Herrschaftsverhält- 
nisse, das Politische ist das Verschieben 
der Herrschaftsverhältnisse selbst. Da- 
bei können Subjekte in der Gemeinschaft 
auftauchen, die bisher gänzlich außer- 
halb standen und nach ihrem Eintritt das 
Kollektiv grundlegend verändern. Es geht 
nicht darum, bestimmte subalterne Per- 
sonengruppen als revolutionäre Subjekte 
zu identifizieren. Ziel ist die Demontage 
der bestehenden Herrschaftsansprüche 
und Wahrheitsprozeduren, um Subjekten 
einen größeren Anteil an der spezifischen 
gesellschaftlichen Organisierung ZU eT- 
möglichen. Es ist grundsätzlich ebenfalls 
problematisch, wenn von einer Integra- 
tion in ein Kollektiv gesprochen wird. 
Hier deutet sich die Ordnungsfunktion 
der Politik an. Wenn es nur darum geht, 
dass der Staat mit einem Auswahlprozess, 
wie beispielsweise derzeit in Kanada, neue 
Staatsbürger*innen nach einem Punktesys- 
tem bestimmt, ist hier selbstverständlich 
kein politisches Moment anwesend, auch 
wenn diese Menschen vom »kanadischen 
Kollektiv« vorher ausgeschlossen waren. 

Eine Veränderung des Kollektivs tritt nur 
auf, wenn die Herrschaftsverhältnisse, die 
einen Ausschluss begründen, grundsät- 
zlich in Frage gestellt wurden. Ein Kollek- 
tiv ist ebenfalls niemals klar bestimmbar, 


jede Grenze eines Kollektivs ist wiederum 
ein Machtverhältnis. Das Reden von einem 
Kollektiv ist wie der gesamte Diskurs, 
welcher das Politische begleitet, als kon- 
tingent sichtbar zu machen. Das Politische 
ist also immer als ein Prozess, als Ein- 
brechen in die bisherige Ordnung zu ver- 
stehen und nicht als Zustand. Wenngleich 
dieser Einbruch immer in einer spezifisch- 
en historischen Situation verankert ist, 
kommt er nicht von außen in die politische 
Entität, sondern entsteht innerhalb dieser 
Ordnung. Das Politische scheint an dem 
Ort auf, an welchem die Struktur der Ord- 
nung an ihre Grenze stößt - genauer dort, 
wo die Identifikationen, Kategorien und 
Positionen uneindeutig werden. Es ist die 
bestehende politische Ordnung, die prägt, 
wie und an welcher Stelle das Politische 
aufscheinen kann. Bricht das Politische 
ein, kann die Ordnung nicht mehr in die 
Zeit vor dem Einbruch des politischen Er- 
eignisses zurück. Auch hier ist das Beispiel 
der französischen Revolution dem Ver- 
ständnis hilfreich: Als das neue Subjekt 
des Citoyens die Bühne der Geschichte 
betrat, konnte trotz aller Rückschläge und 
Reaktionen die Existenz dieser neuen Sub- 
jektivierungsweise von der damals beste- 
henden Ordnung in Europa nicht mehr 
negiert werden. 

Kommen wir zu Nancys Definition 
zurück, nach der das Politische »der Ort 
ist, an dem die Gemeinschaft als solche 
ins Spiel gebracht wird.« Diese Idee von 
der Gemeinschaft weiter gedacht, führt 
uns nicht zwingend zu einer emanzi- 
patorischen Art und Weise. Denn eine 
Forderung reaktionärer Kräfte nach fester 
Zuschreibung von Identitäten und Anteilen 
innerhalb der Ordnung, nach Ausschluss, 
nach Säuberung, nach genauerer Tren- 
nung wäre durchaus politisch. Der Unter- 
schied ist: Die Logik der Gleichheit soll bei 
dieser Forderung eingeschränkt werden 
und die Gemeinschaft hermetischer, ex- 
klusiver, stabiler gemacht werden. So ist 
es unerlässlich zu betonen, dass ein poli- 
tisches Ereignis angestrebt wird, welches 
zu weniger Herrschaft und nicht zu mehr 


Herrschaft führt. Dies ist im Konkreten gar 
nicht so leicht zu bestimmen und steckt tief 
in den Widersprüchen der Gesellschaft. 
Wir finden, diese Art von politischem Mo- 
ment kann demokratisch genannt werden, 
weil damit eine Logik der Gleichheit ange- 
deutet wird. Natürlich könnten auch weit- 
ere Begriffe verwendet werden, aber wir 
meinen, dass es lohnenswert sein könnte 
eine andere Lesart von »demokratisch« zu 
etablieren, um die Legitimität der beste- 
henden staatlichen Ordnung, welche sich 
»Demokratie« nennt, anzugreifen. 


Demokratie als das Politische unter 
dem Postulat der Egaliberte 


Demokratie ist ein sehr schwammiger 
und weiter Begriff, es gibt keinen »wirkli- 
chen« Kern von Demokratie. Das ist zum 
einen schwierig, weil verschiedene Men- 
schen sehr verschiedene Assoziationen 
mit »Demokratie« haben, aber anderer- 
seits ist er gerade deswegen ein lohnen- 
des Interventionsfeld Es gibt keine »echte« 
oder »wahre« Demokratie, aber mit dem 
Begriff »Demokratie« ist auch mehr ge- 
meint, als die zur Zeit bestehende Staats- 
form. Wenn wir nun einen politischen Mo- 
ment, welcher zum Abbau von Herrschaft 
führt, demokratisch nennen, dann ist dies 
eine Entscheidung für eine Begrifflichkeit, 
welche keine notwendige Kausalität be- 
sitzt. 

Es ist diskussionswürdig, in welcher 
Situation das Reden von »demokratischen 
Momenten« weiterbringend ist oder auch 
nicht. Wir meinen, dass die Verwendung 
des Begriffs aber taktisch sinnvoll sein 
kann, gerade um die angebliche Iden- 
tität von Demokratie und Staat aufzu- 
brechen. Wir sprechen daher auch von 
»demokratischen« Momenten, es gibt nicht 
DIE Demokratie, in der wir leben können. 
Demokratie ist kein Zustand, der zu er- 
reichen ist und dann abgehakt werden 
kann. 

Wie oben schon angedeutet, ist es not- 
wendig das Politische weiter zu bestim- 
men, denn eine Bewegung gegen das 
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Bestehende ist nicht notwendigerweise 
eine für weniger Herrschaft. Das erfordert 
in der Praxis eine ständige Analysearbeit, 
es ist nicht damit getan einem Ereignis 
nachzuweisen, neue Machtverhältnisse 
zu produzieren. Wenn Diskriminierun- 
gen sanktioniert werden, wird auch eine 
bestimmte Art von Macht ausgeübt, was 
aber notwendig ist, um stärkere und ver- 
festigte Herrschaftsverhältnisse angreifen 
zu können. 

Aus der Annahme der Kontingenz der 
Verhältnisse folgt, dass es keinen abso- 
luten Grund gibt, keine Begründung von 
Herrschaft, die nicht kontingent ist, nicht 
hinterfragt werden könnte. Im Verständ- 
nis von »Demokratie« steckt neben vielem 
weiteren sowohl die Grundlosigkeit von 
Herrschaft als auch die Gleichheit aller 
Menschen. Auch deswegen eignet sich 
der Begriff, um die Momente zu benen- 
nen, um die es in unserem politischen 
Handeln immer wieder geht. Ein solcher 
»demokratischer«e Moment durchbricht 
das Bestehende und greift Herrschaft an. 
Politik ist das Zurechtfinden in den aktuel- 
len Strukturen, um dort die eigenen Inter- 
essen an den richtigen Stellen einzubrin- 
gen, sodass die Maschinerie der Macht 
einem hoffentlich das gewünschte Resul- 
tat liefert. Ein »demokratischer« Moment 
ist demgegenüber dann erreicht, wenn die 
Maschine der Macht als solche in Frage 
gestellt und transformiert wird. Dabei 
sollte die Perspektive sein, Herrschaftsver- 
hältnisse an sich stetig zu problematisieren 
und zu schwächen. Es ist aber gefährlich 
davon auszugehen, Macht und Herrschaft 
durch ein paar brennende Barrikaden los- 
werden zu können. Ein »demokratischer« 
Moment ist somit nicht die umfassende 
Weltrevolution, nach der sich alle Men- 
schen urplötzlich im Paradies wieder find- 
en. Aber es ist ein Freignis, in dem schein- 
bar feststehende Herrschaftsverhältnisse 
plötzlich nicht mehr auftauchen, in dem 
sich neue Möglichkeitsräume aufmachen 
und die Verhältnisse schlussendlich doch 
ein Stück paradiesischer geworden sind. 
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Aufbau konstituierender 
Macht zur Vergesellschaftung 


und Demokratisierung 
aller Lebensbereiche 


7: Jahreswech- 
sel 2010/11 
wurde eine neue 
Welle von Bewegun- 
gen angestoßen. Aus- 
gehend von Tune- 
sien breiteten sich 
Aufstände schnell in 
Nordafrika und dem 
arabischen Raum 
aus. Trotz der Unter- 
schiede im jeweiligen Land wurde die Wie- 
deraneignung Öffentlichen Raumes zum 
gemeinsamen Symbol der Bewegungen. 
War das vorrangige Ziel des »arabischen 
Frühlings« Diktatoren und korrupte Mach- 
thaber zu vertreiben, ging es im Weiteren 
um soziale Gerechtigkeit, Selbstbestim- 
mung und Solidarität. Die Rebellionen ga- 
ben weltweit Inspirationen und lieferten 


den Anschub zu einem neuen Kampfzy- 
klus. 
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Verhältnisse und Bedingungen der welt- 
weit folgenden Proteste variierten stark. 
Dennoch lassen sich die neuen weltweiten 
Bewegungen als Demokratiebewegungen 
gemeinsam beschreiben. 

Demokratie ist aufgrund des aktuellen 
Abwehrkampfes für erkämpfte soziale 
Rechte sowie der offensiven Einforderung 
»echter Demokratie« der neuen Bewegung- 
en verstärkt zum Thema geworden. Ein 
positiver Bezug auf Demokratie stößt bei 
einigen Linken auf Ablehnung. Demokratie 
wird kritisiert als bürgerliche Herrschafts- 
form zur Absicherung der Macht der 
herrschenden Klassen. Dazu dient die 
Trennung von Politik und Ökonomie sowie 
der Reproduktion. Das ist historisch nicht 
ganz falsch und dennoch würde, blieben 
wir hier stehen, eben das historische Rin- 
gen um Demokratie und die Unterschiede 
zwischen demokratischen Systemen außer 
Acht gelassen. Eine Ideologiekritik DER 


Demokratie ist alleinig genauso unzure- 
ichend wie den Begriff des Kommunismus 
entgegenzusetzen. 

Andererseits soll die parlamentarische 
Demokratie nicht affirmiert werden. Im 
Parlament wird weder Kommunismus 
noch Sozialismus geschaffen. Eine Ver- 
schiebung der Kräfteverhältnisse kann 
aber eine Demokratisierung staatlicher In- 
stitutionen beziehungsweise deren Über- 
windung bewirken. Es wird Bedingungen 
geben, unter denen weniger oder unter 
denen verstärkt mit parlamentarischen 
Kräften zusammengearbeitet werden kann. 
Je nach dem, ob es eine gesellschaftliche 
Transformation begünstigt oder nicht. 
Wichtig ist in der Tat, dass ökonomische 


Wir sind keine Waren in den Händen von 
Bankern und Politikern!« (Slogan der 15M- 
Demonstrationen in Spanien am 15. Mai 2011) 


und soziale Verhältnisse dabei nicht aus- 
geklammert werden, eben um nicht in die 
Falle zu tappen, Demokratie auf eine poli- 
tische Herrschaftsform zu reduzieren. Für 
»Echte Demokratie« wird die Aufhebung 
des Privateigentums an Produktionsmit- 
teln, der patriarchalen Arbeitsteilung und 
rassistischer Grenzziehungen unumgäng- 
lich sein. 

In der aktuellen Krise zeigt sich ein- 
mal mehr, dass staatliche Eingriffe in die 
Ökonomie sehr wohl zum Repertoire der 
Demokratie gehören. Das bedeutet auf der 
anderen Seite, dass Vergesellschaftung 
und Demokratisierung sowohl der Produk- 
tion wie auch der Reproduktion zum Ge- 
genstand werden können. 

In Europa schlägt die kapitalistische 
Krise voll durch. Die Hypothekenkrise 
wurde zu Finanz-, Wirtschafts- und Schul- 
denkrisen, die diverse soziale Folgen in 
verschiedenen Bereichen nach sich ziehen 
und strukturelle Konflikte offenbar ma- 
chen. Besonders betroffen in Europa sind 
periphere Staaten wie Spanien. Im Kontext 
von Erwerbslosigkeit, Wohnungsverlust, 
Perspektivlosigkeit sowie Kritik an mang- 
elnder Repräsentanz und Teilhabe im exis- 
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tierenden politischen System bildete sich 
hier, inspiriert vom »arabischen Frühling,« 
die 15M-Bewegung. 

Die engere Geschichte der 15M-Bewe- 
gung beginnt im Februar 2011, als ein 
kleiner Zusammenschluss von Personen 
eine Online-Kampagne unter dem Namen 
»Democräcia real ya - Echte Demokratie 
Jetzt! (DRY)« startete. Sie vernetzten sich 
hauptsächlich online in sozialen Netz- 
werken. Viele Personen und organisierte 
Gruppen, wie »Juventud sin Futuro« oder 
die Plattform der Hypothekenbetroffenen, 
steuerten Ideen bei und bildeten lokale 
Vorbereitungsgruppen für geplante Dem- 
onstrationen unter dem Motto »Wir sind 
keine Waren in den Händen von Politikern 
und Bankern.« Am 15. Mai 2011 
demonstrierten in 70 Städten 
etwa 130.000 Personen. 

Inspiriert vom »arabischen 
Frühling« entschlossen sich etwa 
40 Personen, mit Zelten die Nacht auf dem 
zentralen Platz in Madrid, der Puerta del 
Sol, zu verbringen. Die Nachricht verbre- 
itete sich schnell über soziale Netzwerke. 
Am nächsten Tag schlugen etwa 300 Per- 
sonen ihre Zelte auf dem Platz auf, die am 
Abend des 16. Mai brutal von der Polizei 
geräumt wurden, was wiederum große 
Aufmerksamkeit und Solidarität auslöste. 
Am nächsten Abend waren es bereits 
Tausende, die in vielen Städten auf öffen- 
tlichen Plätzen campten. Die Bewegung 
»15M«, benannt nach dem Datum 15. Mai, 
war geboren.! 

Zuvor schon waren die Städte zum Syno- 
nym für Rebellionen geworden: Tunis, 
Kairo. Zunächst stellte der Protest auf den 
Straßen und Plätzen eine lange nicht erfolg- 
te Aneignung des Öffentlichen Raums dar. 
Schnell wurden dann die Plätze selber zu 
Kulminationspunkten und Symbolen der 
Bewegungen. Nach dem Vorbild vor allem 
der Zeltstadt auf dem Tahrir-Platz in Kairo 
errichteten die Demonstrierenden auf den 
Plätzen Puerta del Sol in Madrid oder Plaza 
Cataluna in Barcelona Camps. Diese Adap- 
tion inspirierte wiederum Besetzungen der 
öffentlichen Plätze Syntagma, Zuccotti 
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Park,Gallusanlage,Rothschild- 
park, Taksim und viele mehr. 

Die Platzbesetzungen stellten eindeu- 
tige Bezüge untereinander her, ob durch 
den Austausch von Informationen, 
Grußbotschaften oder die gemeinsamen 
Symbole der Zelte. Es brodelte, denn die 
vermeintliche Alternativ- und Perspektiv- 
losigkeit schien überwindbar. 

»Die Camps verwandelten sich in Zentren 
der Kooperation und in ein kollektives Ter- 
ritorium. Kommissionen und Arbeitsgrup- 
pen wurden geboren. Das Leben wurde wie 
in einer Mini-Stadt organisiert, wie eine 
Agora der Begegnung der Bewegung.«? 

Hier begegneten sich die Protestieren- 
den ganz unterschiedlicher sozialer und 
politischer Herkunft. Die Agora des Platzes 
stand dem politischen System gegenüber. 
Gegenüber den staatlichen Institutionen 
rief die Menge auf den Plätzen, bei De- 
monstrationen und Parlamentsblockaden: 
»No nos representan - Sie repräsentieren 
uns nicht.« Der Platz wurde zum Gemein- 
gut - zum common. Dort konnte ein wirk- 


liches Moment einer demokratischen 
Öffentlichkeit geschaffen werden, einer 
anderen Art von Vergesellschaftung. Die 
Selbstbestimmung und -organisation der 
Menge wurde der parlamentarischen 
Demokratie entgegengesetzt. Ein weiterer 
Slogan der Bewegung deutet auf ihre Kri- 
tik des formal-demokratischen Systems: 
»Lo Ilaman democräcia y no es - Sie nen- 
nen es Demokratie, aber das ist es nicht.« 

Zusammensetzung und Kritik der ver- 
sammelten Menge waren dabei durchaus 
repräsentativer für die Mehrheit der Ge- 
sellschaft und die beherrschten Klassen im 
Besonderen, als die im Parlament abgebil- 
deten Klassen und Interessen. 

Laut nationalem soziologischen For- 
schungszentrum haben zwischen 6,5 und 
8 Millionen Personen auf die eine oder an- 
dere Weise an der’ Bewegung teilgenom- 
men, davon zwischen 800.000 und 1,5 
Millionen sehr intensiv.’ 

Eine bereits in 2011 erstellte Studie von 
Holmberg hat die zwei größten aus der 
Bewegung entstandenen Netzwerke un- 
tersucht: Das Netzwerk »Democräcia Real 
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Ya« (DRY - Echte Demokratie 
jetz) und die Acampa- 
das (Camps, Besetzungen, 
lokale Versammlungen). 
Nach der Studie hatten 
90% der Acampada-Ak- 
tivist_innen und 78% von 
DRY einen Universitäts- 
abschluss. Erwerbslose 
_ waren zu 40 % bei den 
Acampadas und 25% 
von DRY. Lohnab- 
hängige machten 
42% bei den Acam- 
pas und 50% bei 
DRY aus. Viele 
dieser Lohnarbe- 
itenden hatten 
nur befristete 
Verträge und 
arbeiteten in 
prekärer Beschäftigung. 
Nur 12% bei den Acampadas und 25% von 
DRY gaben an, Studierende zu sein. 

Insgesamt waren 58% männlich und 42% 
weiblich, während 12% einen Migrations- 
hintergrund hatten. Die Altersstruktur bei 
den Acampadas war repräsentativer für 
die Bevölkerung als jene bei DRY, wo nur 
wenige über 40 Jahre alt waren und viele 
unter 25. Die meisten Aktiven der Acampa- 
das waren zwischen 25 und 39 Jahre alt, 
aber auch einige Personen im Ruhestand 
übernahmen zentrale Rollen. 2011 waren 
bei den Acampadas 7.654 Personen kon- 
tinuierlich aktiv, aufgeteilt in 217 lokale 
Gruppen. Allein 2.009 engagierten sich in 
der Versammlung in Madrid. DRY ist mit 
962 Mitgliedern in 104 lokalen Gruppen 
wesentlich kleiner.‘ 

»Die Versammlungen artikulierten einen 
Diskurs der Wiederaneignung, der poli- 
tischen Teilhabe durch die BürgerInnen 
und eine direkte Kritik des Repräsenta- 
tionssystems der politischen Parteien. Ein 
weiterer Schwerpunkt war der Widerstand 
gegen die systematischen Plünderungen, 
die wir durch Banken und das Finanzsys- 
tem erleiden mussten. Wir erklärten: »Die 
Krise ist ein Betrug.« ° 


Gleichzeitig ist den Aktivist_innen wich- 
tig zu betonen, dass auch viele Vorschläge 
artikuliert wurden, wie etwa: Partizipative 
und direkte Demokratie, gesellschaftliche 
Kontrolle des Finanzsektors, neue Ver- 
waltungen und soziale Dienstleistungen, 
Senkung des Militärhaushalts.® Die Aus- 
richtung der Camps und Demonstrationen 
war zu großen Teilen antikapitalistisch 
oder kapitalismuskritisch, wie etwa das 
große Graffiti auf einem zentralen Zelt auf 
der Puerta del Sol besagte: »La crisis es el 
capitalismo - Die Krise, das ist der Kapita- 
lismus«. 

Dabei kann schwierig allgemein gefasst 
werden, worum es den Personen im Ein- 
zelnen ging. Der Umgang mit internen Dif- 
ferenzen war offen. Es wurde versucht zu 
debattieren - auf den Plätzen, in Online- 
Foren, in Arbeitsgruppen und so weiter. 
Es wurde nicht angestrebt, alle vorhan- 
denen Positionen zu vereinheitlichen, 
sondern vielmehr ein Umgang mit der 
Differenz innerhalb des Gemeinsamen ge- 
sucht. Das brachte der Bewegung häufig 
den Vorwurf ein, es würde keine klaren 
Forderungen geben oder es mangele an 
inhaltlicher Klarheit. Zunächst ist dazu 
zu sagen, dass es (wie oben beschrieben) 
sehr wohl Vorschläge gab, diese jedoch 
von den herrschenden Klassen ignoriert 
wurden oder schlicht nicht ohne umfas- 
sende Transformation umsetzbar waren. 
Zum Punkt der mangelnden inhaltlichen 
Klarheit und Bestimmung ist zu sagen, 
dass es vollkommen illusorisch wäre, dass 
eine derartig vielfältige Massenbewegung 
von vorne herein eine einheitliche Kritik 
formuliert, die den vermeintlich »linksten« 
Ansprüchen an Radikalität genügt. Das 
Potential liegt eben darin, dass Migranten- 
organisationen, Erwerbslose, Wohnungs- 
lose, Feminst_innen, Gewerkschafter_in- 
nen, Squatter_innen, Perspektivlose und 
viele einfach Unzufriedene auf den Plätzen 
zusammenkamen, um ein gemeinsames 
Projekt zu bestimmen und anzugehen. Da- 
runter fanden sich viele organisierte Linke. 
Sie hielten es allerdings für richtig, nicht 
identitär als solche aufzutreten, sondern 
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sich möglichst vorurteilsfrei auf Basis der 
gemeinsamen Rebellion und Debatte zu 
nähern. Das ging so weit, das politische 
Links-Rechts-Spektrum nicht für sich zu 
akzeptieren. Diese vermeintliche Ideo- 
logiefreiheit ist zwar aus verschiedenen 
Gründen gefährlich. Dadurch werden aber 
Brücken offen gehalten. Unvereinbarkeiten 
können so in der Debatte und nicht durch 
negative Ausgrenzung bestimmt werden. 
Wer dabei bleibt, kann sich entwickeln. In 
diesen Spannungsverhältnissen agiert die 
Bewegung und versucht mit innovativen 
Debatten- und Entscheidungsverfahren 
Konsense herzustellen oder Differenzen 
handhaben zu können. Es herrscht eine 
Ablehnung klassischer Unterordnung der 
Differenz unter die Einheit vor. Auf Ant- 
worten von Organisationsversuchen der 
Bewegung werde ich später zurückkom- 
men. Vorher möchte ich jedoch versuchen, 
der Idee dieses Projekts der Organisierung 
eines nicht vereinheitlichbaren politischen 
Subjekts, und was das mit Demokratie zu 
tun hat, auf die Schliche zu kommen. 


Demokratie: konstituierende Macht 
der Multitude 


In ihren Werken beschreiben die in der 
Tradition des Post-Operaismus stehen- 
den Antonio Negri und Michael Hardt 
die ab den 1960er Jahren deutlich wer- 
denden Übergänge vom fordistischen 
Produktionsregime zum Post-Fordismus. 
Im Fordismus waren industrielle Mas- 
senproduktion und als Repräsentanz der 
Industriearbeiter_innen Gewerkschaften 
und Parteien vorherrschend. Darin fanden 
aber Migrant_innen und Frauen von jeher 
kaum Repräsentanz. 

Dazu kommt die im Post-Fordismus laut 
Hardt/Negri tendenziell hegemonial wer- 
dende immaterielle Arbeit. Hierbei handelt 
es sich durchaus um materielle Arbeit, 
deren Produkt aber immateriell ist, wie 
etwa Symbole, Affekte, Ideen, Bilder und 
Emotionen. Immaterielle Arbeit, besonders 
in seiner individualisierten neoliberalen 
Prägung, wird kaum von Gewerkschaften 
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und Parteien repräsentiert. Diese entspre- 
chen auch nicht den sozialen Kräften von 
prekären Erwerbsabhängigen, Migrant_in- 
nen und Erwerbslosen, die zum Massen- 
phänomen geworden sind. Mit ihnen sind 
neue politische Subjekte herangewachsen, 
denen in veränderten post-fordistischen 
gesellschaftlichen Verhältnissen Rech- 
nung getragen werden muss. Unter der 
Hegemonie immaterieller Arbeit wird das 
gesamte Leben für das Kapital produktiv. 
Es sei nicht mehr unterscheidbar zwischen 
Freizeit und Arbeit. Hardt/Negri beschrei- 
ben dieses Verhältnis unter Bezug auf Fou- 
cault auch als »biopolitische Produktion.« 
Immaterielle Arbeit in ihrem Stellenwert 
ernst zu nehmen, muss uns nicht dazu ver- 
anlassen sie überzubewerten. Materielle 
Produktion und Landwirtschaft überwie- 
gen mengenmäßig nach wie vor. Dennoch 
ist die tendenzielle Hegemonie immateriel- 
ler Arbeit in den westlichen Zentren ein- 
leuchtend, auch wenn diese schwierig ZU 
fassen ist. Wir müssen Hardts/Negris The- 
orien nicht vollständig folgen, um dennoch 
zuzugestehen, dass sie sehr dabei helfen, 
aktuelle Bewegungen zu verstehen und ihr 
Potential zu beschreiben. Zudem erlaubt 
diese Analyse in Bereichen wie Reproduk- 
tion und selbstständiger Prekarität eine 
gewisse Produktionsmacht auszumachen. 
Die Organisationsmacht der durch imma- 
terielle Arbeit geformten Subjekte kann In 
der 15M-Bewegung beobachtet werden. 
Insbesondere das Konzept der Multitude 
kann zur kritisch-politischen Analyse heu- 
tiger Widerstandsbewegungen beitragen. 


Multitude und commons 


Was sich zwischen Ende der 1990er und 
Anfang der 2000er Jahre in GipfelproteS- 
ten und Sozialforen ausdrückte - das Be- 
gehren nach Selbstbestimmung, sozialer 
Gerechtigkeit, Antikapitalismus, radikaler 
Demokratie - ist heute wesentlich stärker 
in den Krisenprotesten auf den Plätzen ZU 
beobachten: Eine Multitude aus ganz unter- 
schiedlichen sozialen Hintergründen und 
Motivationen. Die Beteiligten lehnen dabei 


den traditionellen Anspruch von Parteien, 
Gewerkschaften und Parlamenten ab, die 
darauf abzielen, mittels ihrer Institution 
repräsentativ zu sein. Die Multitude dage- 
gen kann und will die neue soziale Kraft 
nicht repräsentieren. 

Stavros Stavrides (2012) argumen- 
tiert in seinem Text über spanische und 
griechische Platzbewegungen, dass Ge- 
meinschaften in Bewegung ihren eigenen 
Raum schaffen. Dieser gemeinsame Raum 
ist nicht öffentlich, in dem Sinne, dass er 
der Gemeinschaft nicht durch eine Auto- 
rität bereitgestellt wird. Er ist auch nicht 
privat in dem Sinne, dass er nicht exklusiv 
ist, Kontrolle und Gebrauch nicht begrenzt 
sind. Mit Bezug auf Hardt/Negri argumen- 
tiert Stavrides: 

»communities create ‘common spaces, - 
space used under conditions determined 
by the communities themselves and open 
to everyone. Also, the use, maintenance 
and creation of common space does not 
simply mirror the community. The com- 
munity is formed, developed and repro- 
duced through practices focused on com- 
mon space. To generalize this principle: 
the community is developed through com- 
moning, through acts and forms of organi- 
zation oriented toward the production of 
the common.« ’ 


Die Multitude definiert sich also über 
die Schaffung etwas Gemeinsamen, eines 
commons, wie es ein Platz oder eine Ver- 
sammlung sein kann. Die Multitude ist 
eine Menge von .nicht repräsentierbaren 
und nicht vereinheitlichbaren Singular- 
itären, also von einzigartigen, unterschied- 
lichen, nicht reduzierbaren und sich stets 
erneuernden Menschen und Gruppen. 
Dabei stellt sie ein soziales Subjekt dar, 
welches durch die aktuellen Produktions- 
verhältnisse hervorgebracht wird und 
anfängt, sich in Beispielen wie der 15M- 
Bewegung zu manifestieren. Gleichzeitig 
stellt die Multitude ein nicht eingelöstes zu 
schaffendes politisches Projekt dar. Es soll 
weder vereinheitlichen, wie das Konstrukt 
des Volkes es beabsichtigt, noch soll die 
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Menge einfach diffuse Vielheit oder Belie- 
bigkeit bleiben. Die Multitude ist ein ak- 
tualisiertes Klassenkonzept. Sie kann ihr 
Potential durch Organisierung entfalten, 
indem sie integrierend, ohne Ausschlüsse 
und durch demokratische Entscheidungs- 
findung eine Gegenmacht aufbaut. 

»Democratic decision making transforms 
the parallel struggles of identities into an 
insurrectional intersection, a revolution- 
ary event that composes the singularities 
into a multitude«.® 

Auf diese Weise kann sie die alten 
konstituierten Mächte stürzen und ihre 
demokratische konstituierende Macht ent- 
falten. Die Multitude ist konstituierende 
Macht.” Nach Hardt/Negri ist ihr poli- 
tisches Projekt die revolutionäre Trans- 


formation und der Aufbau von Kommunis- 
mus. 


Konstituierende und konstituierte 
Macht 


TO SPEAK of constituent power 
Dis to speak of democracy.« '° 


Konstituierende Macht verstehen wir 
als die kollektive Fähigkeit politischer Sub- 
jekte zur Schaffung immer wieder neuer so- 
zialer, ökonomischer und kommunikativer 
Formen der Gegenmacht von unten, die 
das Potential haben, die konstituierte 
Macht so wie den Staat, politische und öko- 
nomische Systeme umzuwälzen und neue 
Formen von Demokratie durchzusetzen. 
Sie liegt nach Hardt/Negri heute in der 
Hand der Multitude. Diese, so wird hier 
vorläufig argumentiert, ist in Ansätzen auf 
den Plätzen und in den Versammlungen in 
Erscheinung getreten und hätte somit die 
Fähigkeit, konstituierende Macht zu ent- 
falten. Zusammenfassend kann also mit 
Hardt/Negri gesagt werden: Die Multitude 
ist konstituierende Macht und konstituie- 
rende Macht ist Demokratie. 

Die konstituierenden Mächte stehen den 
konstituierten Mächten entgegen. 

In verfassten Gesellschaften bilden 
staatliche Institutionen eine konstituierte 
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Macht. Sie stützen sich auf eine Verfassung 
und Gesetze, das Parlament, sind Parteien 
und integrierte Gewerkschaften. Das Feld 
ist fest gerahmt. Verfassungen sind ihrer- 
seits in formalen Demokratien mindes- 
tens dem formulierten Anspruch nach in 
Repräsentanz des Volkes entstanden. Sie 
begründen sich also auf der konstituieren- 
den Macht der Bevölkerung. Dabei sind die 
verfassungsgebenden Prozesse in Europa 
von oben initiiert und durchgeführt. Ver- 
meintliche Repräsentant_innen nehmen in 
Anspruch, im Namen der Bürger_innen zu 
handeln, und schreiben eine Gesellschafts- 
form fest. Nicht nur ist hier das Konzept 
der Bürger_innenschaft ausschließend 
und damit problematisch; in vielfältiger 
Weise werden Klassen-, Geschlechter- und 
andere Herrschaftsverhältnisse zemen- 
tiert. 

Der Widerspruch offenbart sich: Die 
konstituierte Macht hat ein Interesse, 
Veränderung zu verhindern, sofern sie 
gefährdet ist. Dem Veränderungspoten- 
tial der konstituierenden Macht wird die 
konstituierte Macht nicht gerecht. In der 
konstituierenden Macht liegt die Fähigkeit 
zu Demokratisierung und zum Umsturz 
herrschender Verhältnisse - zu einem 
konstituierenden Prozess. 


Konstituierender Prozess 


Was ein konstituierender Prozess sein 
könnte, soll im Folgenden diskutiert 
werden. Zunächst werfen wir jedoch einen 
Blick auf den Fortgang der 15M-Bewe- 
gung, um am konkreten Beispiel disku- 
tieren zu können. 


Von den Plätzen in die Viertel - 
neue Organisierung 


Nach drei Wochen aufden Plätzen stießen 
einige der auf den spanischen Plätzen 
Kampierenden die Diskussion an, die Bewe- 
gung auszubreiten und von den zentralen 
Versammlungen auf den Plätzen zu einem 
Vielfachen von Stadtteilversammlungen 
überzugehen. Lokale Versammlungen 
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sollten es erleichtern, an der Bewegung 
teilzuhaben und sie damit zu verbreitern. 
Alltägliche Auseinandersetzungen in ver- 
schiedenen Bereichen des Lebens und die 
Ideen derjenigen, die sich bislang nicht 
beteiligten, sollten aufgenommen werden. 
Vor allem diejenigen, die bereits vor 15M 
politisch aktiv gewesen waren, trugen 
dazu bei. Ihre Absicht war, eine neue SO- 
ziale Kraft zur Transformation der Gesell- 
schaft aufzubauen - ein konstituierender 
Prozess in jeder Stadt und jedem Viertel.’ 
Eine minoritäre Strömung aus weniger er- 
fahrenen Aktivist_innen, Squatter_innen 
und Obdachlosen sah die Camps als Selb- 
stzwecke an. Sie ignorierten den Beschluss, 
die Camps zugunsten von Nachbarschafts- 
versammlungen aufzulösen. 

Seitdem hat sich einiges getan. Viele 
Menschen nehmen immer noch an den 
Stadtteilversammlungen teil - in Madrid 
waren es im September 2012 67 aktive 
Versammlungen. '! 

Allein in Madrid gibt es mittlerweile 16 
aktive Gruppen der PAH, die sich gegen 
Zwangsräumungen, für soziale Mieten und 
Entschuldungen von Hypothekenkrediten 
engagieren.'? Einige engagieren sich mitt- 
lerweile in konkreten Solidaritätsprojek- 
ten, beispielsweise in dem sie Zwangsräu- 
mungen verhindern oder leer stehende 
Wohnungen zum Bewohnen öffnen. 

Bei so genannten »escraches« gehen 
Protestierende zum Wohnsitz etwa von 
korrupten Politiker_ innen, um sie bloß- 
zustellen und direkt anzuklagen für ihre 
unsoziale und misswirtschaftende Politik. 
Dies kann als destituierende Praxis - die 
alten Mächte angreifend - interpretiert 
werden. Gleichzeitig gibt es jedoch Pro- 
zesse weiterer Organisierung und des Auf- 
baus konstituierender Macht. 

Zurzeit protestieren viele aus der Bewe- 
gung zusammen mit anderen Akteuren un- 
terschiedlicher Sektoren in so genannten 
»mareas« (Wellen). Erwerbslose und Unter- 
stützer_innen vernetzen und organisieren 
sich in der »marea roja« (rote Welle).'' 
In der »marea blanca« (weißen Welle) 
geht es um ein öffentliches Gesundheits- 


system. Hier kämpfen Gewerkschaften 
zusammen mit Angestelltenversammlung- 
en und Gruppen von Nutzer_innen ge- 
gen Privatisierungen. Die entsprechende 
Zusammensetzung an Akteuren kämpft 
für eine Ausweitung sozialer Rechte und 
öffentliche Dienstleistungen in der »marea 
naranja« (orangene Welle).' Die »marea 
azul« (blaue Welle) kämpft um öffentliche 
Wasserversorgung.!® Eine »marea verde« 
(grüne Welle) ist im Bildungssektor ak- 
tiv. Eine »marea negra« (schwarze Welle) 
kämpft an der Seite der Minenarbei- 
ter_Innen. In einer »marea violeta« (vio- 
letten Welle) haben sich Feminist_innen 
zusammengeschlossen. Noch viele mehr 
vernetzen sich in der »marea ciudadana« 
(Welle der (Staats-)Bürger_innen).!” 

Migrant_innen organisieren sich eigen- 
ständig in der »marea magnolia.« Men- 
schen ohne Papiere sind aber in allen 
mareas aktiv. Sie werden besonders durch 
Hilfe für die Beschaffung von Papieren, 
Jobs oder Gesundheitsversorgung unter- 
stützt. 

Die neueste Welle ist die granatfarbene 
der Emigrierten. Hunderttausende haben 
sich auf der Suche nach einem Job, ei- 
ner Perspektive und einem besserem Le- 
bensstandard ins Ausland begeben. Viele 
wollen, unter anderen Umständen, gerne 
zurückkehren und begleiten die Bewe- 
gung. In vielen Städten auf der Welt ha- 
ben sich Emigrant_innengruppen zusam- 
mengeschlossen. Sie haben den Slogan 
geprägt: »No nos vamos, nos echan« (Wir 
gehen nicht, sie werfen uns raus). 

Die »mareas« zeigen Organisierungsan- 
sätze, an denen ich drei wesentliche Punk- 
te betonen möchte. Öffnung von Teilen 
der Gewerkschaft und die Beteiligung 
der Bewegung haben zu neuen offenen 
und partizipativen Formen geführt. In 
gewisser Weise werden Institutionen der 
Bewegung geschaffen, die Forderungen 
vertreten, aber gleichzeitig auch schon 
Ansätze für neue Vergesellschaftungsfor- 
men bilden. Zweitens ist beachtlich, wie 
viele Sektoren sich unter dem Dach der 
»mareas« vernetzen. Erfahrungen können 


ausgetauscht und gerade in und durch die 
Vielseitigkeit gemeinsame gesellschaft- 
liche Ansprüche entwickelt werden. Drit- 
tens wird demokratische Teilhabe nicht 
über Staatsbürger_innenschaft und na- 
tionale Grenzen eingeschränkt. Ein spani- 
scher Pass ist keine Bedingung, um an der 
Organisierung teilzuhaben und die inter- 
nationale Dimension der Auseinanderset- 
zung wird allein schon durch die Vernet- 
zung der spanischen Bewegung und der 
Emigrant_innen mit anderen Bewegungen 
gegen die Krisenpolitik in der EU deut- 
lich. »This protest movement could, and 
perhaps must, transform into a genuine, 
democratic constituent process«.!® 

An einem starken gesellschaftlichen 
linken Bündnis wird von Teilen der Bewe- 
gung mit Parteien und Gewerkschaften 
mittlerweile gearbeitet. Auf diversen On- 
line-Plattformen werden Vorschläge für 
Gesetzesreformen bis hin zu einer neuen 
Verfassung entwickelt. Die Ansprüche der 
mobilisierten Bevölkerung an einen kon- 
stituierenden Prozess sind umfassend und 
nicht über die vorhandenen Repräsenta- 
tionsorgane kanalisierbar. 


Konstituierender Prozess? 


Ein konstituierender Prozess hat im 
spanischen Staat besondere historische 
Hintergründe. Die »Transiciöon« vom 
Franco-Faschismus zur monarchistischen 
Demokratie ließ die Macht der herrschen- 
den Klassen, den Markt und Besitzver- 
hältnisse unangetastet. Der Übergang zu 
Demokratie wird weithin als unvollständig 
angesehen. Die Verfassung von 1978 bie- 
tet kaum Mitbestimmungsmöglichkeiten. 
Und selbst diese werden missachtet. So 
hat Anfang 2013 die eine Initiative 1,5 
Millionen Unterschriften, weit mehr als die 
geforderten 600.000, für eine Gesetzesini- 
tiative gesammelt. Darin wurden ein Ende 
von Zwangsräumungen, soziale Mietbe- 
grenzungen und eine Entschuldung im Fall 
der Pfändung einer Wohnung gefordert. 
Die konservative Parlamentsmehrheit hat 
diese Initiative vollständig ignoriert. 
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Vor diesem Hintergrund ist die weit ver- 
breitete Forderung einer neuen Verfas- 
sung verständlich. Wie die Analysen der 
Ursachen der ökonomischen und politisch- 
en Krise gehen jedoch die Vorstellung- 
en über einen konstituierenden Prozess 
auseinander. Linke und demokratische 
Radikale sehen einen Austausch der Eliten 
und eine Regulierung des Bankensystems 
sowie die Einführung von mehr Mitbestim- 
mungsmöglichkeiten als nicht 


ausreichend an - zumal in einer Situation, 
wo große Teile der Bevölkerung mobili- 
siert sind und potentiell einen radikalen 
gesellschaftlichen Wandel anstreben. So 
wird hier ein konstituierender Prozess 
verstanden: als zunehmende Emanzipa- 
tion immer mehr Bevölkerungsteile und 
deren Organisierung, die zur umfassenden 
Transformation der Gesellschaft führt. 
Dabei ist nicht eindeutig, wie solch ein 
konstituierender Prozess stattfinden 
kann, wohin er führt, wann er be- 
ginnt oder endet. So kann ein ein- 
facher Verfassungsgebungsprozess 
oder der europäische Zusammen- 
schluss als konstituierender Pro- 
zess betitelt werden. Darum geht 
es hier freilich nicht. Vielmehr 
ist ein Prozess gesellschaft- 
licher Neuformierung von un- 
ten gedacht. Dieser Prozess 
za hatin den Stadtteilversamm- 
RN lungen, in den Diskus- 
sionsforen mit der Formu- 
lierung neuer Prinzipien 
und der Ablehnung al- 
ter staatlicher Struk- 
turen gewissermaßen 
bereits begonnen. 
Die konstituierende 
Macht holt sich 
ihre Macht zurück 
und nutzt sie, um 
die neue Zusam- 
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mensetzung der Gesellschaft unter neuen 
Kräfteverhältnissen in neue Strukturen zu 
übertragen. Eine Neuformulierung einer 
Verfassung kann Teil, aber in keinem Fall 
erschöpfend für einen konstituierenden 
Prozess sein. Teil kann eine Verfassung 
ohnehin nur dann sein, wenn sie wahrhaft 
unter demokratischen Verhältnissen, par- 
tizipativ und offen entsteht. Womöglich 
bedarf es aber allein um diese Vorrausset- 
zungen zu schaffen eines revolutionären 
Bruchs, einer vorhergehenden radikalen 
Verschiebung gesellschaftlicher Kräftever- 
hältnisse. Das schließt politische und öko- 
nomische Mächte ein. Echte Demokratie 
geht eben nur ohne Kapitalismus. 15M 
könnte eine gesellschaftliche Kraft ent- 
wickeln, die realistisch eine gesellschaft- 
liche Transformation per konstituierenden 
Prozess in Gang setzt. Dazu muss sie mit 
anderen gesellschaftlichen Kräften koo- 
perieren. Konkrete Reformen und eine 
Verfassung werden hier von Teilen ange- 
strebt. 

Der Prozess ist jedoch in Wirklichkeit nie- 
mals abgeschlossen. Denn es geht ja genau 
darum, dass die konstituierende Macht 
ihre Macht behauptet und sich nicht von 
konstituierten Mächten enteignen lässt. 
Jede Generation kann sich eine neue Ver- 
fassung geben. Wichtiger ist jedoch, dass 
keine Institution konstituierter Macht un- 
abhängig von der konstituierenden Macht 
wird, sondern stets reformiert, neubesetzt 
oder abgeschafft werden kann. Partizipa- 
tion, Selbstverwaltung, Selbstbestimmung 
sind also Kernelemente. 

Letztlich bedarf es einer Gleichzeitig- 
keit, wie sie von 15M auch praktiziert 
wird von einerseits Angriffen auf die alten 
politischen und kapitalistischen Klassen 
und andererseits dem Aufbau von Gegen- 
macht. Diese könnte beispielsweise eine 
neue Verfassung hervorbringen, die nicht 
in den bürgerlich-kapitalistischen Rahmen 
eingeschrieben werden kann. 
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Internationale konstituierende 
Macht zur Vergesellschaftung und 
Demokratisierung aller Lebens- 
bereiche 


Theoretische Konzepte von Multitude 
und konstituierender Macht helfen aktu- 
elle Demokratiebewegungen zu verstehen. 
Dennoch bleiben viele Fragen offen. Tra- 
gen die Konzepte? Manifestiert sich in den 
neuen Demokratiebewegungen tatsächlich 
eine Multitude als konstituierende Macht 
mitdenPotentialen,einenkonstituierenden 
Prozess und damit Demokratie, gar Kom- 
munismus einzuleiten? Sowohl theoretisch 
konzeptionell, als auch bei Zuschreibungen 
von Fähigkeiten einer Protestbewegung 
lohnt es sich kritisch zu bleiben. Aber die 
Beschreibung eines neuen politischen Sub- 
jekts bei Orientierung auf die vielfältigen 
Singularitäten bieten das Erkennen anti- 
kapitalistischer Widerstandspotentiale, 
die über traditionelle Arbeitskämpfe hi- 
nausgehen. Gerade hier wird die Einbezie- 
hung von prekärer, dienstleistender und 
reproduktiver (zu großen Teilen weib- 
licher und migrantischer) Arbeit möglich. 
Auch identitätsbasiertte Kämpfe gegen 
Herrschaftsstrukturen finden hier zusam- 
men. Es geht um die Entwicklung des ge- 
meinsamen, der commons und Vergesell- 
schaftung, sowie um die Demokratisierung 
aller Lebensbereiche. 

Neben der Frage nach dem Subjekt 
ist die Form der Umbrüche ein Kern der 
Theorie. Sie ist radikal prozesshaft und 
demokratisch, ohne auszuschließen die 
Gewalt der Herrschenden gewaltsam zu 
beenden. 

Der Theorie nach können vor allem Po- 
tentiale der Bewegungen beschrieben 
werden, ohne dass diese notwendig er- 
reicht werden. Der relative Erfolg der 
Demokratiebewegungen, millionenfach 
Menschen zu ermutigen gemeinsam eine 
Perspektive in sozialer Gerechtigkeit, 
Selbstbestimmung und Solidarität zu 
suchen, ist bemerkenswert. Dennoch blei- 
ben bisher politische und ökonomische 
Strukturen real weitestgehend bestehen. 
Gerade damit sich die Bewegungen nicht 


| auf politisch-reformerische Forderungen 
| reduzieren, sondern so etwas wie einen 
demokratisch-transformatorischen kons- \ ae 

tituierenden Prozess anstreben und da- | 

| bei die Sphären von Produktion und Re- 
produktion einbeziehen, ist die Teilnahme 


| von Linken wichtig. 


Organisierte Linke können einige Er- 
fahrung mit demokratischen Entschei- 
| dungs- und Organisierungsprozessen in 
Bewegungen einbringen. Sie müssen sich 
|| jedoch auch bereit zeigen, sich auf neue 
Formen und die Differenzen in einer wirk- 
lichen Bewegung einlassen. Die aktuellen 
Bewegungen bilden, wie die Multitude, 
| zunächst nur Potentiale. Die Potentiale zu 
| fördern und nicht nur vermeintliche Ge- 
fahren von außen zu kommentieren, wird 


die Fähigkeit der Linken unter Beweis stel- 
len, Teil einer wirklichen Bewegung zu 
werden, welche alle Herrschaftsverhält- 
nisse aufhebt. 

Dass eine solche Bewegung interna- 
tional sein muss, ist unter Linken common 
I sense. Wie und auf welcher Ebene heute 
1 aber konkret konstituierende Macht zu 
denken ist, bleibt umstritten. Die nächste 
höhere Instanz über dem Nationalstaat ist 
die Europäische Union. Hier sind jene un- 
reformierbaren Institutionen angesiedelt, 
die das Krisenregime ausmachen und die 
Kämpfe durch gemeinsame Feindschaft 
zusammenbringen können. Wie könnte 
ein europäischer konstituierender Prozess 
j initiiert werden, ohne die EU und Grenzen 
zu reproduzieren? 

Das müssen wir gemeinsam herausfin- 
den, in dem wir uns kennenlernen und 
| 
i 


über internationale Projekte übergeord- . 
nete gemeinsame Projekte finden. Eine in- 
ternationale Organisierung ist eine schwe- 
re Aufgabe und doch führt kein Weg daran 
vorbei. 
W Das Projekt der Demokratie und des 
| Kommunismus wurden noch niemals 
wirklich eingelöst. Das sollte nicht ent- 
mutigen, sondern motivieren. 
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Für ein 


D; im Früh- 
jahr 2011 in 


Spanien entstandene 
Protestbewegung 
»democracia real« in- 
spirierte in der BRD 
Teile der sozialen Be- 
wegungen mit eini- 
ger Verzögerung zur 
Forderung von »echter Demokratie«. So 
wollten Teile des Berliner Krisenbündnis- 
ses am Wochenende nach dem weltweiten 
Occupy-Aktionstag am 15.10.2011 unter 
der Parole »Echte Demokratie statt Kapi- 
talismus« und einige sogar unter der Pa- 
role »Echte Demokratie statt Finanzmarkt- 
Diktatur« demonstrieren. Die Sozialistische 
Initiative Berlin (SIB), der damals beide 
AutorInnen angehörten (inzwischen gilt 
dies nur für M.S.) stimmte dagegen mit 
der Mehrheit des Krisenbündnisses für die 
Parole »Die Krise heißt Kapitalismus«. Für 
eine drei weitere Wochen später stattfin- 
dende Demo setzte sich dann doch noch 
die Parole »Echte Demokratie statt Kapi- 
talismus« durch. Schließlich wurde Ende 
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@ rätesozialistische 
De-Konstruktion des 
Demokratie-Begriffs 


von Detlef Georai 
-Orgla Schulze (Ex- 
& Michae] Schilwa ee - 


Januar 2012 die »Echte Demokratie« in 
dem Krisenbündnis-Aufruf für die anti- 
kapitalistische M 31-Demonstration am 
31. März und die Blockupy-Aktionstage im 
Mai 2012 (jeweils in Frankfurt am Main) 
zwischen distanzierende Anführungsze- 
ichen gesetzt: »Echte Demokratie< geht 
nur ohne Kapitalismus!« 


La d&mocratie n< existe pas 


Warum sind solche Feinheiten wich- 
tig? Und warum sind wir so skeptisch ge- 
genüber der Rede von »der Demokratie« 
- und zwar selbst und sogar besonders 
dann, wenn sie - scheinbar! - als »echte« 
spezifiziert wird? 

Gemäß dem strömungspluralen Charak- 
ter unserer Gruppe - die Anfang 2011 
gegründet wurde, um anderen Zusam- 
menhängen der revolutionären Linken in 
der BRD die Bildung einer gemeinsamen, 
strömungsübergreifenden, antikapitalis- 
tischen Organisation vorzuschlagen (NaO- 
Prozess) - kommen dafür unterschiedlich 
Gründe zusammen: Die Gründe der einen 


speisen sich eher aus de-konstruktivis- 
tischen Quellen, die der anderen eher 
aus der marxistischen These vom Klas- 
sencharakter des Staates und folglich der 
Demokratie. 

Gemeinsam kommen wir zu der 
Schlussfolgerung, dass das, was Lacan - 
de-konstruktivistisch zurecht - über »die 
Frau« sagte, (und was nach de-konstruk- 
tivistischer Ansicht auch über alle anderen 
Kollektivsingular gesagt werden müsste) 
auch für »die Demokratie« gilt: sie »exis- 
tiert nicht.« Und »echte Demokratie« exis- 
tiert genauso wenig wie »wahrhafte Weib- 
lichkeit.« 

Damit ist auch schon angedeutet, 
dass die Verschiebung von kastilischer 
(spanischer) »wirklicher« oder »re- 
aler« Demokratie zu deutscher »echter 
Demokratie«, die auf Kastilisch eher eine 
democracia autentica (eine authentische 
Demokratie) oder eine democracia ver- 
dadera (eine wahrhafte Demokratie) wäre, 
das Problem noch verschärft: »Real« und 
»wirklich« haben zwar genauso wie »echt« 
in diesen Formulierungen die Tendenz, 
Leerformeln zu sein. Aber erstere haben 
doch immerhin insofern einen materia- 
listischen Zungenschlag, als sie auf die 
Wirksamkeit von Demokratie in der ge- 
sellschaftlichen Wirklichkeit abstellen, 
während »echt« eher eine ideale und ur- 
sprüngliche Maßstäblichkeit betont. 

Wenn wir gefragt werden, »Seid Ihr 
für Demokratie?«, dann antworten wir 
also mit einer Gegenfrage: »Für welche 
Demokratie?« - Und wenn uns dann geant- 
wortet wird, »Für die echte!«, dann ant- 
worten wir, dass »echt« eine Leerformel 
ist, die gerade keine Klarheit über die 
gemeinte Demokratie verschafft, sondern 
eine bloße Projektionsfläche für jeden und 
jede ist. 


Mit Marx für die Hinwendung zur 
Wirklichkeit 


Bei Marx gibt es keine ausformulierte 
Staats- und Demokratietheorie, sondern 
nur fragmentarische Außerungen zu 
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diesem Analyse- und Politikfeld. Aller- 
dings gilt für »die« und auch für »die 
echte Demokratie« das Gleiche, was Karl 
Marx über die Gerechtigkeit sagte: »Was 
ist »gerechte< Verteilung? Behaupten die 
Bourgeois nicht, dass die heutige Vertei- 
lung »gerecht« ist? Und ist sie in der Tat 
nicht die einzige »gerechte« Verteilung 
auf Grundlage der heutigen Produktions- 
weise? Werden die ökonomischen Verhält- 
nisse durch Rechtsbegriffe geregelt, oder 
entspringen nicht umgekehrt die Rechts- 
verhältnisse aus den ökonomischen? Ha- 
ben nicht auch die sozialistischen Sektie- 
rer die verschiedensten Vorstellungen 
über »gerechte« Verteilung?« 

Oder wie Marx und Engels an anderer 
Stelle schrieben: »Wo der Klassenkampf 
als unliebsame oder »rohe« Erscheinung 
auf die Seite geschoben wird, da bleibt als 
Basis des Sozialismus nichts als »wahre 
Menschenliebe« und leere Redensarten 
von »Gerechtigkeit« .« 

Theoretischer gesprochen: Die Rede von 
»der« oder gar »der echten Demokratie« 
ist also eine essentialistische (< Essenz 
= Wesen) und daher notwendigerweise 
idealisische und im vorliegenden Fall 
auch idealisierende Redeweise. Es wird 
nicht - analytisch - von der wirklichen 
(!) Demokratie, ihrem Funktionieren und 
ihren Effekte ausgegangen, sondern es 
wird ein ideales »wahres Wesen« der 
Demokratie behauptet und versucht, daran 
die rohe Erscheinung der Demokratie 
in der gesellschaftlichen Wirklichkeit zu 
blamieren. Dieser Kritikmodus war zwar 
noch der des jungen Marx, der als 24-Jäh- 
riger versuchte, den preußischen Staat da- 
durch zu blamieren, dass er ihm vorwarf, 
dem »wahren Begriff des Staates nicht zu 
entsprechen. 

Nur drei Jahre später werden Marx und 
Engels sich der »Wirklichkeit«, der »mate- 
riellen Umgebung« zuwenden - und kurz 
darauf im Kommunistischen Manifest den 
wirklichen Staat nicht mehr an einem ide- 
alen Begriff des Staates messen, sondern 
den wirklichen Staat auf seinen Begriff 
bringen: »Die moderne Staatsgewalt ist nur 
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ein Ausschuss, der die gemeinschaftlichen 
Geschäfte der ganzen Bourgeoisklasse ver- 
waltet.« (Dass dieser Begriff des damaligen 
Staates der heutigen Breite ideologischer 
und integrativer Staatstätigkeiten nicht 
mehr adäquat ist, und dass dieser Begriff 
des damaligen Staates »übersah« , dass der 
Staat nicht nur Klassenstaat, sondern auch 
Geschlechterstaat und [nach Auffassung 
einiger von uns] Rassenstaat ist, ist wahr, 
spricht aber nicht gegen die, sondern un- 
terstreicht die Notwendigkeit einer analy- 
tischen Hinwendung zur jeweiligen gesell- 
schaftlichen Wirklichkeit.) 


Hegemonie und Konsens = 
Ende des Klassencharakters der 
Demokratie? 


Während im 19. Jahrhundert (anhand 
der Handlungen des Staates und anhand 
des Wahlrechts in vielen Staaten) ver- 
gleichsweise leicht zu erkennen war, dass 
der bürgerliche Staat nicht »neutral« war, 
war dies im 20. Jahrhundert - angesichts 
allgemeinem Wahlrechts sowie sozial- 
staatlicher, kultureller und ideologische 
Integration - jedenfalls für die durch 
Tarifverträge und Sozialversicherungen 
geschützten, vorwiegend männlichen und 
weißen Teile der Lohnabhängigen nicht 
mehr so einfach. Und im 21. Jahrhundert 
hat die tendenzielle Ersetzung von Sozial- 
staat durch SelbstunternehmerInnentum, 
BürgerInnenarbeit etc. daran nicht viel 
geändert. 

In den imperialistischen Zentren sichert 
sich Herrschaft nicht nur und nicht ein- 
mal in erster Linie durch Repression (»die 
Minister kommen und gehen, die Polizei 
bleibt« ), sondern auch durch die perma- 
nente Reproduktion von Massenloyalität. 
Dennoch ist es weiterhin notwendig, aber 
eben nicht mehr ausreichend, aus einer 
marxistischen Sprechposition den Klas- 
sencharakter von Demokratie zu betonen 
oder aus einer de-konstruktivistischen 
Sprechposition die »Entzauberung« des 
Demokratie-Begriffs voranzutreiben. 

An der - auch nicht mehr wirklich neuen 
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- Aufgabe, nicht nur den Klassencharakter 
des Staates zu betonen, sondern auch die 
Formen der Konsensproduktion zu analy- 
sieren, haben so unterschiedliche Theo- 
retikerInnen wie Antonio Gramsci, Louis 
Althusser, Nicos Poulantzas, Michel Fou- 
cault und Judith Butler gearbeitet. Deren 
Untersuchungen laufen aber nicht auf die 
These hinaus, der demokratische Staat sei 
ein prinzipiell neutrales Instrument der 
Gesellschaftsgestaltung. 

Der Staat ist vielmehr auch »materielle 
Verdichtung von Kräfteverhältnissen« 
(Poulantzas), eine »Arena« sozialer Kämpfe, 
in der miteinander rivalisierende politische 
und gesellschaftliche Kräfte ihre Interes- 
sen durchzusetzen versuchen (die dies- 
bezüglichen aktuellen Stichworte liegen 
auf der Hand: »Bankenrettung«, aber keine 
»Schlecker-Rettung«/»Abwrackprämie«für 
Alt-Autos, aber nicht für Alt-Kühlschrän- 
ke/Festhalten am Euro oder zurück zur 
D-Mark?). Der Ausgang dieser Kämpfe 
ist zwar offen, aber durch die spezifische 
Struktur, durch den spezifischen Typus 
kapitalistisch-patriarchaler Demokratie, 
zugunsten der herrschenden gesellschaftli- 
chen Gruppen »verzerrt«. 

Aber warum gibt es überhaupt einen 
Unterschied zwischen gesellschaftlich 
Herrschenden und staatlich Regierenden 
und daher eine »relative Autonomie« (Alt- 
husser) der staatlichen »Arena«? Diese 
Frage warf der unter Stalin ermordete 
frühsowjetische Rechtstheoretiker Eugen 
Paschukanis auf: »Warum wird der Ap- 
parat des staatlichen Zwanges nicht als 
privater Apparat der herrschenden Klasse 
geschaffen, warum spaltet er sich von der 
letzteren ab und nimmt die Form eines un- 
persönlichen, von der Gesellschaft losge- 
lösten Apparates der öffentlichen Macht 
an?« 

Friedrich Engels gab auf diese Frage, 
noch bevor sie gestellt worden war, fol- 
gende Antwort: »Der moderne Staat ist 
wieder nur die Organisation, welche sich 
die bürgerliche Gesellschaft gibt, um die 
allgemeinen äußern Bedingungen der ka- 
pitalistischen Produktionsweise aufrech- 


tzuerhalten gegen Übergriffe, sowohl der 
Arbeiter wie der einzelnen Kapitalisten. 
Der moderne Staat ... ist... der ideelle Ge- 
samtkapitalist.« 

Die staatliche Einführung einer Höch- 
starbeitszeit etwa verstößt zwar gegen 
die Interessen der EinzelkapitalistInnen 
nach maximaler Ausbeutung, liegt aber 
gleichwohl im Gesamtinteresse der Kapi- 
talistInnenklasse, da die Konkurrenz der 
Unternehmen ansonsten deren eigenen 
Grundlagen (hier: halbwegs gesunde und 
also leistungsfähige Arbeitskräfte) zer- 
stören würde. 

Es ist aber zu simpel, sich den bürger- 
lichen Staat als ideellen Gesamtkapitalis- 
ten in der Weise vorzustellen, wie dies die 
VertreterInnen der StamoKap-Theorie ma- 
chen - nämlich als Spiegel des Selbstbildes 
der »real« sozialistischen Zentralkomitees. 
Der »Gesamtkapitalist« ist weder ein ho- 
mogenes noch ein allwissendes Subjekt, 
das zur umfassenden »Steuerung« (so die 
technokratische Utopie) oder »Manipula- 
tion« (so die immanent bleibende Anti-Kri- 
tik der Frankfurter Schule an dieser tech- 
nokratischen Utopie) der gesellschaftlichen 
Verhältnisse in der Lage wäre. 

Daher ist es richtig und notwendig, 
den Zusammenhang von Warenform und 
Rechtsform und die Ausgestaltung der He- 
gemonie- und teilweise Konsensproduktion 
zu untersuchen - also nicht nur die Kat- 
egorien der Basis (Ware, Wert, Geld etc.), 
sondern auch die des Überbaus (etwa der 
Form des Staates). - Aber auch auf richtige 
Fragen gibt es falsche Antworten. 

Eine solche falsche Antwort gibt un- 
seres Erachtens beispielsweise das Insti- 
tut Solidarische Moderne (ISM), in dem 
seit Anfang 2010 Mitglieder der Inter- 
ventionistischen Linken (IL), wie Thomas 
Seibert, und PolitikerInnen von Link- 


spartei, SPD und Grünen an einer »Mo- 
saik-Linken« basteln: »Gegenwärtig sehen 
wir uns mit einer gefährlichen Lähmung 
der politischen »Eliten< konfrontiert, die 
im besten Fall ein Umsteuern verzögert, 
im schlimmsten Fall aber zu Legitima- 
tionsproblemen der Demokratie führen 


kann.« - »Legitimationsprobleme« nicht 
als Chance, sondern als Gefahr - dies zeigt 
deutlich, was wir unter der pauschalen 
Rede von »der Demokratie« und der Rede 
von »echter Demokratie«, die auch vom 
ISM in Anspruch genommen wird, zu ver- 
stehen haben: »unter der gemeinsamen 
Losung >»real democracy< [artikulieren 
die Menschen] ihr Recht auf Mitwirkung 
und ihren Anspruch auf Mitsprache an 
der konfliktiven Ausgestaltung ihrer ge- 
sellschaftlichen Einrichtungen und ihrer 
alltäglichen Lebensverhältnisse.« 

Die »konfliktive Ausgestaltung« der ge- 
sellschaftlichen Verhältnisse hat im heu- 
tigen Staat aber immer schon einen bias, 
eine Schieflage, zugunsten des status quo. 
Das ISM sieht darin einen bloßen Betrie- 
bsunfall der Demokratie, der sich ver- 
meiden ließe, wenn die »Eliten« weniger 
‚gelähmt«, sondern aufgeklärter wären 
- oder in den Worten Karl Kautskys, des 
alt-sozialdemokratischen »Erfinders< der 
»reinen Demokratie«: »Der demokratische 
Staat unterscheidet sich dadurch von den 
früheren Arten von Staaten, dass diese 
Ausnutzung für die Zwecke ausbeutender 
Klassen nicht zu seinem Wesen gehört, 
nicht untrennbar mit ihm verknüpft ist.« 


Die kommende Demokratie ist 
nicht die echte 


Eine vermeintlich »echte Demokratie« 
der wirklichen Demokratie - das heißt 
der Demokratie, wie sie heute leibt und 
lebt - entgegenzusetzen, ist aber nicht nur 
dem materialistischen Modus der Kritik, 
den Karl Marx ab 1845 und seine Nach- 
folgerInnen praktizierten und der in die 
These vom Klassencharakter des Staates 
mündete, unangemessen. Eine solche En- 
tgegensetzung von Ideal und Wirklichkeit 
ist auch der Genealogie Foucaults und der 
De-Konstruktion Derridas unangemes- 
sen, die sich beide mit diskursiven und 
außer-diskursiven Phänomenen nicht in 
deren vermeintlich metaphysischen und 
vermeintlich ewigen Gegebenheiten befas- 
sen, sondern deren (hergestellt) Werden 


in konkreten diskursiven und außer-dis- 
kursiven Konstellationen analysieren und 
damit auch die Veränderbarkeit und Über- 
windbarkeit dieser Phänomene aufzeigen. 
Statt eine »echte Demokratie« zu postu- 
lieren, müsste also jeweils konkret unter- 
sucht werden, was »Demokratie« beispiels- 
weise in der Antike war und beispielsweise 
heute ist und was »Demokratie« unter an- 
deren gesellschaftlichen Verhältnis sein 
könnte - ohne zu behaupten, dass all 
diese Demokratien (Plural) bloße Erschei- 
nungen eines gemeinsamen Wesens von 
Demokratie seien. Es muss also nach der 
»Geschichtlichkeit«auch »der Demokratie«, 
nach den »historischen Transformationen 
der Demokratie« gefragt werden, wie Der- 
rida ausdrücklich sagt. 

Daraus folgt auch (ohne dass wir uns 
unsererseits voll - und einige auch nur: 
überhaupt - auf den Boden der Politischen 
Philosophie Derridas stellen wollen), dass 
die »echte Demokratie« nicht Derridas de- 
mocratie a venir (Derridas »Demokratie im 
Kommen« ) ist. Denn »im Kommen« ist die 
Demokratie laut Derrida, weil »es ... kein 
absolutes ... Modell, keine absolut erkenn- 
bare Idee, keinen eidos ... der Demokratie« 
gibt - weil die »echte Demokratie« also 
nicht existiert! 


Vom Lob der »echten« zur Analyse 
der wirklichen Demokratie 


Die moderne Demokratie entstand als - 
stets prekäre - Erweiterung dessen, was 
die juristischen Minimalbedingungen 
kapitalistischer Produktionsverhältnisse 
sind: Überwindung der zivilrechtlichen 
juristischen Ungleichheit und Unfreiheit 
der Personen als Minimalbedingungen für 
freien und gleichen Warentausch. Diese 
Erweiterung nahm vor allem drei Formen 
an! 

1. Eingriffe in Freiheit (und Eigentum) 
sind nicht mehr qua Geburt an die Per- 
son/eine bestimmte ständische Herkunft 
gebunden, sondern erfolgen durch oder 
aufgrund Gesetz(es). 

2. Diese Gesetze und insbesondere das 
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Haushaltsgesetz werden von einer Ver- 
tretung derjenigen beschlossen, die zum 
jeweiligen Zeitpunkt als Bürger und gege- 
benenfalls Bürgerinnen anerkannt sind. 
Dies war lange Zeit an Vermögen bezie- 
hungsweise Steuerzahlung gekoppelt. 

3. Auch die Regierung wird von dieser 
Vertretung oder einE PräsidentIn wird von 
diesen BürgerInnen gewählt. 

Aber auch dann, wenn die zivilrechtli- 
che Freiheit und Gleichheit um ein freies, 
gleiches und geheimes Wahlrecht ergänzt 
wird, bleibt diese Demokratie (wie jede 
Demokratie) eine Klassendemokratie. 
Klassendemokratie ist die bürgerliche 
Demokratie nicht etwa, weil ihr »Personalk 
in erster Linie aus Bourgeois bestehen 
würde; auch nicht deshalb, weil ihr Perso- 
nal ab und an bestochen wird oder wegen 
dunkler Machenschaften von LobbyistIn- 
nen. - Der bürgerlich-demokratische Staat 
ist kein prinzipiell neutrales Instrument 
der Gesellschaftsgestaltung, welches von 
der Bourgeoisie bloß für ihre partikularen 
Interessen »missbraucht« wird. 

Vielmehr wirkt auch hier der von Marx 
in anderem Kontext untersuchte »stumme 
Zwang der Verhältnisse:« 

m Eine Regierung benötigt für die Finan- 
zierung ihrer Ausgaben und die Zustim- 
mung der WählerInnen eine prosperier- 
ende Ökonomie. 

m Juristische Freiheit und Gleichheit ste- 
hen nicht etwa in Widerspruch zur kapita- 
listischen Produktionsweise, sondern sind 
gerade ihr juristischer Reproduktions- 
modus. 

m Eine Regierung beziehungsweise eine 
Parlamentsmehrheit, die die Ungleichheit 
der Verteilung der Produktionsmittel, den 
daraus resultierenden Zwang für die große 
Mehrheit zum Verkauf ihrer Arbeitskraft 
überwinden wollen würde, müsste also 
zunächst einmal massiv in Freiheit und 
Eigentum von einigen BürgerInnen ein- 
greifen. 

m »Abstrakt« mag denkbar sein, dass en- 
tsprechende Gesetzentwürfe in das Parla- 
ment eingebracht, beraten und schließlich 
verabschiedet werden sowie eine verfas- 


sungsgerichtliche Überprüfung überste- 
hen. In der Wirklichkeit lösen derartige 
Schritte schnell Investitionsstreik, Kapital- 
flucht und Legitimationsverlust der ent- 
sprechenden Regierung/Parlamentsmehr- 
heit aus. 

m Ein Übriges tun privatkapitalistische 
Medienmacht, die erst in Folge derartiger 
Maßnahmen gebrochen werden könnte, 
und die Mechanismen der Parteienfinan- 
zierung. 

Schließlich liegt eine definitive - wenn 
auch nicht unbedingt klassenspezifische 
- Grenze der bürgerlichen Demokratie 
in der relativen Verselbständigung von 
Verwaltung und Regierung als bürokrati- 
schem Apparat. 


»Demokratie« als Schönwetter- 
Veranstaltung 


Es ist kein Zufall, dass die ArbeiterInnen- 
bewegung mit an der Spitze des Kampfes 
für demokratische Freiheiten im 19. und 
20. Jahrhundert stand. Die Verteidigung 
dieser mühsam erkämpften Rechte ist 
gleichbedeutend mit der Verteidigung der 
eigenen Kampfbedingungen. 

»Merkel« oder »Pinochet« - beides ist 
kapitalistische Herrschaft. Und doch ist 
es ein Unterschied auf Leben und Tod 
(im politischen und oft auch physischen 
Sinn), ob wir in einer parlamentarischen 
Demokratie oder in einem Polizeistaat le- 
ben, arbeiten, kämpfen müssen. 

All dies verleitet uns aber nicht dazu, 
den demokratischen gegen den un- 


demokratischen Kapitalismus, den 
»demokratischen« fordistischen gegen 
den »post-demokratischen« neoliberalen 
Kapitalismus zu verteidigen. Wir verteidi- 
gen also nicht das Ideal »der« Demokratie, 
sondern konkrete demokratische Rechte 
und (Handlungs)möglichkeiten, die »Zel- 
len proletarischer Demokratie in der bür- 
gerlichen Demokratie« (Trotzki). 


Für welche Demokratie sind wir 
- übergangsweise? Oder: Was ist 
Rätedemokratie? 


Sind wir also wirklich demokratie- 
skeptisch, wenn wir die Rede von »der 
Demokratie« und von »echter Demokratie« 
ablehnen? Oder für welche Demokratie 
sind wir? 

Wir halten es diesbezüglich dann doch 
lieber mit Lenin als mit Derrida: Wir sind 
übergangsweise (bis zur Überwindung je- 
der Herrschaft, also auch demokratischer 
Herrschaft) für »Rätedemokraties oder 
auch »sozialistische Demokratie«, aber 
nicht für »demokratischen Sozialismus« Aa 
la SPD und Linkspartei. 

Aber sozialistische Demokratie ist 
kein besonderer Anwendungsfall »der 
Demokratie« im Allgemeinen. Vielmehr 
ist »sozialistische Demokratie«, wie Lenin 
sagt, ein bestimmter Typ, eine bestimmte 
Form von Demokratie, der die »Teilnahme 
der gigantischen Mehrheit des Volkes« an 
der Politik verwirklicht und der im Über- 
gang vom Sozialismus zum Kommunismus 
abstirbt: 


Bürgerliche Demokratie Rätedemokratie 


freies Mandat und in der Regel 
keine Abwählbarkeit während der 
Wahlperiode 


staatszentriert 
(enger Begriff von »Politik« ) 


Bürokratische Verselbständigung 
der Exekutive 


imperatives Mandat und Abwählbarkeit 
während der Wahlperiode 


Staatlich und gesellschaftlich 


(weiter Begriff von »Politik«, ein- 
schließlich Ökonomie, Geschlechterver- 
hältnisse etc.) 


Räte als »arbeitende Körperschaften« 
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DGS legt darüber 
hinaus Wert auf die 
Feststellung, daß 
allerdings auch ein 
sozialistischer Über- 
gangsstaat - wie 
jeder andere Staat 

- in die Verlegenheit 
kommen kann, einen 
Ausnahmezustand 
ausrufen und von 
den üblichen Regeln 
abweichen zu müs- 
sen. Die Lehre aus 
dem Stalinismus 
sollte nicht sein, die 
Möglichkeit einer 
solchen Zwang- 
slage zu verdrän- 
gen, sondern sich 
reflektiert auf sie, 
die in ihr liegenden 
Gefahren und die 
Möglichkeiten zu 
deren Minimierung 
vorzubereiten. 
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Politische Freiheitsrechte in der 
sozialistischen Demokratie 


Die Parole von der »echten Demokratie« 
und inhaltliche Substantialisierungen 
von Demokratie zu kritisieren, heißt 
auch einen zweischneidigen Sprachge- 
brauch zu korrigieren, der die politischen 
Freiheitsrecht als »bloß formal« denunziert 
und soziale Rechte als vermeintlich einzig 
»materiell« beziehungsweise »real« ansieht. 
Wir sind dagegen - nicht nur angesichts 
der desaströsen Erfahrung des Stalinis- 
mus - der Überzeugung, dass Freiheits- 
und Verfahrensrechte in einer sozialis- 
tischen Übergangsgesellschaft ausgebaut 
werden sollten, und in Übereinstimmung 
mit Avanti der Ansicht, dass »politische[r] 
Pluralismus und ... [das] Recht auf eine le- 
gale Opposition auch in der sozialistischen 
Gesellschaft« bestehen sollten, was »die 
Möglichkeit mit ein[schließt], dass eines 
Tages die Mehrheit der Bevölkerung be- 
schließen könnte, den Sozialismus wieder 
abzuschaffen.« (Grundsatzpapier, S. 62). 

In dem Sozialismus, den wir wollen, wird 
es keine »runden Tische« mit konterrevo- 
lutionären Bombenlegern geben, aber soll 
jedeR unabhängig von ihrer/seiner Klas- 
sen- oder Parteizugehörigkeit frei sagen 
können, dass sie/er den Sozialismus wieder 
abschaffen will - auch Friede Springer, nur 
wird sie dabei auf ihre vergesellschafteten 
Druckmaschinen verzichten müssen.! 


»Demokratie« außerhalb des 
Staates 


Bleibt die Frage: Was machen wir mit 
Ausdrücken wie »innerorganisatorische 
Demokratie«, »demokratische Entschei- 
dungsverfahren« und Ähnlichem? Prag- 
matisch, wie wir manchmal sind, neigen 
wir dazu, der Einfachheit halber in diesen 
Kontexten weiterhin von »Demokratie« 
und »demokratisch« zu sprechen, aber in 
Wirklichkeit geht es in diesen Fällen nicht 
um Herrschaft (auch nicht um: Herrschaft 
der Mehrheit), sondern um Verfahren der 
kollektiven Selbstbestimmung (in denen 
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der jeweiligen Min- 
derheitimmer die Wahl 
bleiben muss, sich der 
Mehrheitsentschei- 
dung anzuschließen, 
oder aber - gegebenen- 
falls mit der Konsequenz 
einer Spaltung des je- 
weiligen Kollektivs - eben sum 
dies nicht zu tun). 

Wir halten allerdings 
nichts davon, diese Ver- 
fahren der kollektiven 
Selbstbestimmung »Basis- 
demokratie« zu nennen, 
soweit damit eine Präferenz 
für Vollversammlungs- und 
Urabstimmungs-Entschei- 
dungen von Leuten, die nicht 
in kontinuierliche Diskus- 
sionsprozesse eingebunden 
sind, gemeint ist. »Basisde- 
mokratische« Entscheidungs- 
findungsprozesse sind oft 


= 


intransparent und informell, | 
während wir der Ansicht sind, 


dass klare Zuständigkeiten eine 
Voraussetzung für die Kon- 
trollierbarkeit des politischen | ==. N ü 
Agierens von DelegiertInnen |: x Ver 
sind. Und wir sind überzeugt, \ gi 


dass in politischen und gesell- 
schaftlichen Zusammenhängen, — 
ne 


> 


die größer als autonome Klein- 
gruppen sind, nicht alle alles ge- Y 
meinsam machen können. 


le 


Eine Langfassung dieses Artikels mit 
Fußnoten und Literaturangaben kann 
per Mail bei uns angefordert werden: 
DGSch@zedat.FU-Berlin.de und 
michaelschilwa@web.de. 
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Dieser Text ist eine 
stark nachbearbeitete 
Protokollierung einer 
Küchentischdiskus- 
sion. 
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Genaueres zu den 
französischen 
Theorien kann man 
im Text von *aze in 
diesem Band nach- 
lesen. 


Ist es sinnvoll für eine 
radikale Linke, sich 


positiv auf Demokratie 


zu beziehen? 


arlene: Vielleicht ist es sinnvoll, 

direkt mit der Frage von *aze an- 
zufangen. Also, können wir den Begriff « 
Demokratie« praktisch nutzen? Ergibt das 
Sinn für eine radikale emanzipatorische 
Praxis? 


Charlotte: Praktisch wird der Demokratie- 
begriff ja schon benutzt. 


Robyn: In emanzipatorischer Absicht, 
meinst du? 


C: Da wäre ich mir nicht so sicher. 


R: Zumindest ist das doch zum Teil die 
Sicht von *aze, oder? Beispielsweise wird 
bei »democracia real« der Begriff positiv 
konnotiert verwendet. 


Eine Küchentisc 
Innerhalb der Gruppe 
„“Nevergoinghome. 


hdiskussion' 


C: In der Gesellschaft, in der wir gerade 
leben, ist der Begriff aber auch positiv 
konnotiert. 


Luca: Ich würde die Frage stellen, ob es 
stimmt, dass im Begriff der Demokratie 
ein utopischer Überschuss enthalten ist, 
den man fruchtbar machen kann. Ob der 
Begriff also einen normativen Gehalt hat, 
der anschlussfähig ist für linksradikale 
Diskurse. 


M: *aze bezieht sich auf den französi- 
schen Theoriestrang? Was dabei aber 
fehlt, ist eine Analyse, was der Begriff 
Demokratie heute eigentlich bezeichnet. 
Und das nicht nur bei sozialen Bewegun- 
gen, die in den letzten Jahren aufgetaucht 
sind, sondern auch von Staats wegen und 
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im kapitalistischen Sinne. Wenn man 
ganz platt materialistisch argumentiert, 
braucht der Staat Demokratie, um nicht 
unmittelbar gewaltvoll zu sein. Bloße Ge- 
walt wäre gar nicht effektiv genug und 
stünde im Widerspruch zum Warentausch 
der Freien und Gleichen? - das hat unmit- 
telbar etwas mit Demokratie zu tun und 
stützt systematisch die Verhältnisse, wie 
wir sie gerade vorfinden. Was also fehlt, 
ist eine materialistische Rückkopplung. 
Lediglich auf den utopischen Überschuss 
abzuheben, d. h. »das Andere« oder die 
»Anteilslosen« irgendwie reinkommen las- 
sen, bringt es nicht. Man muss fragen, wie 
das Herrschaftsverhältnis hier strukturiert 
ist. 


R: Ich habe diesen Zusammenhang zwi- 
schen Demokratie und Kapitalismus, der 
oft und jetzt von dir angeführt wird, nie 
vollständig verstanden. Einerseits heißt es, 
dass mittels demokratischer Institutionen 
Widersprüche besser prozessierbar und 
Interessen ausgeglichen werden. Aber an- 
dererseits gab und gibt es doch auch »gut« 
funktionierende autoritäre Staatsgebilde, 
die kapitalistisch wirtschaften, in denen 
das demokratische »Freiheit, Gleichheit, 
Geschwisterlichkeit« jedoch keinen re- 
levanten gesellschaftlichen Bezugspunkt 
darstellt. Die gesellschaftlichen Wider- 
sprüche werden aber trotzdem glatt ge- 
bügelt. 


C: Ich frage mich sowieso, was dieser 
utopische Überschuss sein soll. War der 
irgendwo empirisch erfahrbar? Da wird es 
doch erst interessant, ob man den Begriff 
nutzen kann. 


L: Demokratie war für die Klassiker des 
politischen Denkens immer ein Schreck- 
gespenst, man verstand darunter die 
Herrschaft der vielen Armen über die 
wenigen Reichen, den Skandal, dass auf 
einmal kein angeborener oder besonders 
erworbener Anspruch auf Herrschaft 
besteht, sondern prinzipiell alle herrschen 
können. 
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M: Wenn man Geschlechterverhältnisse 
aus dieser Betrachtung rauslässt... 


L: Ja, männliche Herrschaft ging aller an- 
deren Herrschaftsbegründung voraus und 
wurde nicht infrage gestellt, bzw. es wurde 
denen nicht zugehört, die dies taten. 

Noch bis zur amerikanischen und fran- 
zösischen Revolution hat man gesagt, 
Demokratie gehe zu weit, weil man da- 
runter die unmittelbare Mitbestimmung 
aller verstand, also letztlich die Herrschaft 
des Pöbels, direkte Demokratie. Repräsen- 
tative Demokratie klang wie ein Wider- 
spruch in sich. 

Der legitimatorische Trick im Begriff 
»repräsentative Demokratie«, der sich im 
Zuge der nordamerikanischen Revolu- 
tion herausbildete und einen Kompro- 
miss zwischen liberalen Ideen (Verfas- 
sung, Rechtstaat, Gewaltenteilung) und 
demokratischen Ideen (Partizipation an 
politischen Entscheidungen) darstellte, 
besteht in dem Versuch, ein Herrschafts- 
system zu installieren, dass sich auf der 
Basis von Freiheit und Gleichheit und 
ohne dauerhaften Herrschaftsanspruch 
bestimmter Personen legitimiert - das 
demokratische Prinzip - und gleichzeitig 
das aristokratische Prinzip durchsetzt -- 
also dass wenige herrschen, die in irgend- 
einer Weise dazu als besonders befähigt 
gelten. Bei uns sind das eben professio- 
nelle Politiker_innen. Zugang zu dieser 
Profession ist dabei eine informelle Klas- 
senhürde. Damit hält man die Massen 
raus, die man für unfähig hält, sich selbst 
zu regieren. Wir haben es hier also damit 
zu tun, dass der Begriff der Demokratie 
seiner egalitären Bedeutung teilweise be- 
raubt wurde. Ich meine aber, diese Bedeu- 
tung schwingt noch immer mit, wenn von 
Demokratie die Rede ist. Und genau darin 
besteht das Moment, an das man andock- 
en kann. 


M: Das Elitenproblem, das du da an- 
sprichst, ist aber doch auch ein Prob- 
lem der Linken. Also dass man von einer 
Masse ausgeht, die potentiell bedrohlich 


Ausführlicher lässt 
sich das zum Beispiel 
in Eugen Paschu- 
kanis< »Allgemeine 
Rechtslehre und 
Marxismus« nach- 
lesen. 


I 
| 
l 
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Der Begriff des 
demokratischen 
Sozialismus wird 

in verschiedene 
Richtungen ausge- 
deutet. Popularität 
erlangte es seit den 
1920ern und wurde 
insbesondere von 
Vertreter_innen der 
Sozialdemokratie 

in Abgrenzung zu 
kommunistischen 
Gruppierungen 

oder marxistisch- 
leninistischen 
Vorstellungen stark 
gemacht. Inner- 

halb gegenwärtiger 
sozialdemokratischer 
Ideologie zielt dieser 
Begriff auf eine 
weitere Demokra- 
tisierung der Gesell- 
schaft, ist eng ver- 
bunden mit der Rede 
von der sozialen 
Marktwirtschaft und 
dem Streiten für 
eine gerechtere und 
solidarischere Gesell- 
schaft. Gleichzeitig 
ist dieser Begriff Teil 
sozialdemokratischer 
Folklore. Die Links- 
partei, als Nachfolge- 
organisation 

der Partei des 
Demokratischen 
Sozialismus (PDS), 
wagt sich in ihrem 
Bekenntnis zum 
demokratischen 
Sozialismus offiziell 
etwas weiter, spricht 
unter anderem 

von Wirtschaftsde- 
mökratie und partizi- 
pativer Demokratie. 
»Staat.Nation.Kapital. 
Scheiße« ist jedoch 
auch dort nicht zu 
vernehmen. 


ist, die man aber auch überzeugen will - 
mit dem tollen Akademiker_innenwissen. 
Was ich wirklich problematisch finde, an 
dem was du sagst, ist, dass du mit deinem 
Demokratiebegriff, an den du andocken 
willst, Herrschaft nicht schlechthin 
ablehnst. Es wird nur eine andere Form 
oder Gruppe eingesetzt. Es ist aber nicht 
das Regiertwerden als solches in Frage 
gestellt. Wie weit her ist es also mit diesem 
utopischen Moment? 


R: Mag ja sein, dass Demokratie bei 
den ideengeschichtlichen Klassikern 
ein »Schreckgespenst« war. Aber wenn 
Leute jetzt an Demokratie denken, den- 
ken sie m. E. nicht an dieses Schreck- 
gespenst. Die Befürworter der aktuellen 
Gesellschaftsordnung beziehen sich auf 
Demokratie und ebenso viele, die über 
diese (vermeintlicherweise) hinausweisen 
sollen. In eine solche Richtung zeigt ja 
das Konzept des »demokratischen Sozial- 
ismus«, welches u. a. wohl in bewusster 
Abgrenzung zu einem eng mit Stalinismus 
verknüpften Kommunismus verstanden 
wird.? Vielleicht steckt dahinter aber nur 
der alte sozialdemokratische Reformismus. 
Die SPD hat das meines Wissens nur pro 
forma in ihrem Parteiprogramm stehen, 
die Linkspartei jedoch deutet es weiter 
nach links aus. Ich finde es auf der einen 
Seite spannend, sich das ideengeschich- 
tlich anzuschauen: Wie wandelt sich der 
Begriff? Welche Funktion erfüllt er? Wer 
wird einbezogen und hat man Angst davor, 
dass der »Pöbel« an die Macht kommt? 

Aber mir ist das total neu, was du gesagt 
hast, dass es als so wichtige ideologische 
Denkfigur fungiert hat. Natürlich gibt es 
auch in unserer Gesellschaft unter dem 
Label Elite ausgesprochene Rufe nach 
den starken Männern, die die ungehörige 
und als dumm qualifizierte Masse kontrol- 
lieren und lenken sollen. Der sich so ar- 
tikulierte Schrecken des Bürgertums vor 
den sozial Abgehängten und Exkludierten 
ist jedoch nicht zu verwechseln mit der 
aus antideutscher Perspektive vorge- 
tragenen Angst vor der Formierung des 
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rassistischen und antisemitischen Mobs, 
der, Rostock-Lichtenhagen und die fak- 
tische Abschaffung des Grundrechtes auf 
Asyl haben es gezeigt, oft im Einklang mit 
den gesellschaftlichen Eliten agiert. 


L: Aber könnte vielleicht zwischen diesen 
beiden Sorgen nicht doch eine, wenn auch 
entferntere Verwandtschaftsbeziehung 
bestehen - in bestimmten antideutschen 
Theoriefragmenten also nicht auch ein 
elitäres Moment aufscheinen? 


R: Mhh, ggfs. ja. Aber worauf ich eigent- 
lich hinauswollte, war zu betonen, dass es 
in den gegenwärtigen gesellschaftspoli- 
tischen Auseinandersetzungen keine Rolle 
spielt, dass Demokratie einmal dergestalt 
negativ konnotiert war. Demokratie ist 
eigentlich immer positiv besetzt: Rechts- 
staat, freie Wahlen, Meinungsfreiheit, 
Menschenrechte etc. sind angeführten 
Schlagworte. 


M: Ja, aber das ist eine neuere Entwick- 
lung. Was Luca meinte, war ja, dass es 
schon eine ideengeschichtliche Wurzel 
hat. Es wurde zwischen guten und schlech- 
ten Herrschaftsformen unterschieden. 
Demokratie galt dabei allgemein eben als 
eine von den schlechten. Mit Aufklärung 
und Liberalismus entwickelte sie sich zur 
guten Herrschaftsform. Nur wurde das 
Regiertwerden als solches nie in Frage 
gestellt. Das geht in die Richtung, was ich 
vorhin meinte. Wenn du dir genauer die 
Entwicklung des Kapitalismus anschaust, 
siehst du, dass die repräsentative Form der 
Demokratie - gerade im Zusammenhang 
mit Rechtsstaat und Menschenrechten - 
mit der Aufklärung entstand und mit dem 
Kapitalismus einherging und ihn möglich 
machte. Das folgte keinem Masterplan. 
Aber es hat super zusammen funktio- 
niert... 


C: Naja, so super vielleicht auch nicht, 
wenn man beispielsweise an den National- 
sozialismus denkt. 


M: Mh, ja. Aber auch dabei gibt es ide- 
ologische Schnittstellen. Man muss nur 
auf die deutsche Staatslehre schauen, und 
welche ideologische Funktion Demokratie 
da einnimmt. Wenn man sich Carl Schmitt 
anschaut, bekommt man erklärt, dass die 
Voraussetzung für Demokratie ein ho- 
mogenes Volk ist und eine Identität von 
Herrscher und Beherrschten mit »wah- 
rem« Führertum statt parlamentarischer 
Repräsentation braucht. ° Worauf ich jetzt 
aber hinaus wollte, ist, dass wir mit einer 
Problematik konfrontiert sind, aus dem 
man nicht leicht heraus kommt. Über das 
demokratische Moment, das vielleicht uto- 
pisch sein kann, wird man auch integrier- 
bar. Was hörst du denn, wenn du sagst: 
»Das System ist scheiße.« ? Du hörst: »Du 
kannst doch alles sagen. Bring dich doch 
ein. Wir haben doch eine Demokratie. Da 
können alle mitmachen.« Und das ist die 
Crux an der Sache. Ich weiß nicht, ob man 
das emanzipatorisch anwenden kann, weil 
man darüber Gefahr läuft, reformistisch zu 
sein. 


C: Wenn man sich in Deutschland fragt, 
wie das Konzept anzuwenden wäre, sieht 
man, dass es schon Formen direkter 
Demokratie gibt. Bürgerbegehren und so 
weiter sind ja genau diese Formen direkter 
Demokratie, wo Gesetze geädert werden 
können. Natürlich nur bis zu einem gewis- 
sen Grad, nur auf kommunaler oder Län- 
derebene und wenn man genug Fürstim- 
men hat. Aber es gibt ja dieses Moment. 
Wo wird hier ein utopisches Moment si- 
chtbar? Es gibt ja bereits direkte Beteili- 
gungsformen, allerdings ist die Hürde zur 
Mitbestimmung durch Formen direkter 
Demokratie zumindest hier in Deutschland 
relativ hoch. Wenn Möglichkeiten der 
Beteiligung bestehen, wird der Blick auf 
fundamentalere Kritik eingegrenzt. »Was 
beschwerst du dich, du kannst doch mit- 
bestimmen«, allerdings geht diese Mit- 
bestimmung an der Kritik der ökonomi- 
schen Zwänge vorbei. Du wirst dadurch 
inkludiert, aber du unterwirfst dich damit 
den Zwängen. Und umso vollständiger die 
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Inklusion, umso vollständiger die Unter- 
werfung. 


M: Was aber bei den französischen 
Theoriesträngen unter Demokratie ver- 
standen wird, ist mehr als lediglich Par- 
tizipation. Es geht nicht darum, direkt den 
Bundespräsidenten zu wählen. Es geht 
zum Beispiel darum, ein Ereignis - das ist 
ein zentraler Begriff - zu haben, was eine 
funktionierende Ordnung fundamental in 
Frage stellt. Wenn man Demokratie aus 
einer linksradikalen Perspektive anschaut, 
sieht man, dass diese eng mit Staat, Ord- 
nung und Kapitalismus verbunden ist, 
dass dieses Ereignis kaum erreicht werden 
kann. 


R: War dieses Ereignis nicht mindestens 
in den 1920ern, in der Weimarer Republik, 
noch möglich? Es konnten sich doch qua 
Verfassung Parteien an den politischen 
Willensbildungsprozessen beteiligen, die 
eigentlich die bestehende gesellschaftli- 
che Ordnung abschaffen wollten: Einer- 
seits die NSDAP oder auch Parteien, die 
für die Rückkehr zur Monarchie standen, 
aber auch linke, kommunistische Parteien. 
Ein bekanntes Narrativ heute, das Narrativ 
der »wehrhaften Demokratie«, die sich ge- 
gen ihre Verfassungsfeinde zu verteidigen 
weiß, behauptet ja, ideologisch durch die 
Extremismustheorie abgesichert, die rich- 
tigen »Lehren aus Weimar« gezogen zu 
haben. Eben weil über das demokratische 
Ticket Parteien und Repräsentant_innen 
ganz offen gegen das System agieren und 
ins Parlament einziehen konnten, muss 
die demokratische Gesellschaft sich nun 
angemessen schützen. . 

Es wäre in diesem Zusammenhang in- 
teressant zu wissen, ob in den Verfas- 
sungen anderer Staaten die Möglichkeit 
gegeben ist, auf Basis der Verfassung über 
das Gegebene hinauszugehen. In Diskus- 
sionen in Teilen der linksparteinahen 
Linken wird ja auch versucht, auf Basis 
des Grundgesetzes in Gestalt der Möglich- 
keit einer dem Allgemeinwohl dienenden 
Enteignung argumentativ das Feld für eine 
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Bei Carl Schmitt, 
einem Vertreter der 
deutschen Staatsleh- 
re, ist der Staat die | 
politische Einheit des | 
Volkes. Demokratie 
funktioniert nach 
seiner Theorie nur 
durch Gleichartig- 
keit des Volkes nach 
innen, sonst gäbe es 
zu starke politische 
Konflikte, die sich 
nicht lösen lassen, 
und der Staat würde 
im Bürgerkrieg 
enden. Demokatie 
ist als Entscheidung 
des Volkes vor der 
Staatsgründung ge- 
troffen und dann nur 
noch durch einen 
Bürgerkrieg und eine 
neue Entscheidung 
umzuwerfen. Dabei 
war Schmitt Gegner 
einer pluralistisch 
verstandenen Ge- 
sellschaft mit einer 
parlamentarischen 
Legislative - also 
gegen Elemente, die 
heute zentral für den 
Demokratiebegriff 
sind und die andere 
Vertreter der Staats- 
lehre favorisierten 
(bspw. Hans Kelsen). 
Für den NS über- 
nahm Schmitt die 
Rechtfertigung der 
»nationalen Revolu- 
tion« als legal, um 

so die Loyalität von 
Beamtenapparat und 
Armee zu sichern. 
Er hatte eine nicht 
unumstrittene, aber 
doch sehr komfor- 
table Rolle als Jurist 
während des NS. 
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In diesem Zusam- 
menhang wird argu- 
mentiert, dass das 


Grundgesetz keine 
konkreten Aussagen 
zur Wirtschafts- 
weise trifft, der 
Kapitalismus also im 
Grundgesetz nicht 
festgeschrieben sei 
und daher Anti- 
kapitalismus nicht als 
verfassungsfeindlich 
verfolgt werden 
sollte. Diese Debatte 
bezieht sich vor allen 
Dingen auf Artikel 14 
Absatz 2 und 3 des 
Grundgesetzes. 


gesellschaftliche Transformation vorzu- 
bereiten.® Diese Diskussion eröffnet noch 
einmal eine andere Perspektive auf die 
gesellschaftliche Auseinandersetzung um 
den Zusammenhang von Demokratie und 
Kapitalismus und was so jeweils darunter 
verstanden wird. 


L: Ich glaube, in euren Argumenten 
steckt eine Prämisse, die gar nicht selbst- 
verständlich ist. Die Trennung zwischen 
öffentlich und privat, wie wir sie haben, 
muss so nicht aufrechterhalten werden. 
Im Kapitalismus muss ja das Ökonomis- 
che privat organisiert sein. Der Staat kann 
zwar regulierend eingreifen, aber Eigen- 
tums- und Verteilungsfragen werden in 
der privatwirtschaftlichen Sphäre auf dem 
Markt ausgehandelt und sind deswegen 
dem demokratischen Prozess entzogen. 


Freiheit und Gleichheit, die beiden 
Grundbedingungen der Demokratie, 
sind gleichzeitig in unserer Gesell- 


schaft Prinzipien, die dazu dienen, diese 
privatwirtschaftliche Organisation zu 
garantieren. Freiheit heißt: ich kann tun 
und lassen, was ich will, solange es die 
Gesetze nicht verbieten. Und die Gesetze 
sind dabei nicht Schranke dieser Freiheit, 
sondern ihre Bedingung. Um freie Willkür 
bei gegensätzlichen Interessen zu ermögli- 
chen, muss sie allseitig begrenzt werden. 
Diese Form von Freiheit ist notwendig für 
die kapitalistische Produktionsweise und 
sie ist auch voll verwirklicht in unserer 
Gesellschaft. Gleichheit ist im Kapitalis- 
mus bloß Rechtsgleichheit, ohne die das 
Vertragswesen, auf dem der Kapitalismus 
aufruht, gar. nicht zu praktizieren wäre. 
Aber in der Rede von Freiheit und Gleich- 
heit - weil die Worte eben mehr bedeuten 
als ihre konkret-historische Bestimmung - 
schwingt eben auch das im Kapitalismus 
unerfüllbare Versprechen mit, dass alle 
gemeinsam ohne personale Abhängigkeit 
voneinander mit gleicher Möglichkeit zur 
Mitgestaltung aushandeln können, wie 
wir miteinander leben, wie wir Produk- 
tion und Reproduktion organisieren wol- 
len. Und wenn man in diesem Sinne sagt, 


Demokratie ist erstmal die 

Einrichtung der Ordnung 

durch alle in Freiheit und 

Gleichheit, dann wäre die 

Einigung darauf, dass Güter- 
organisation und die Organi- 
sation der Ökonomie eine 
Privatangelegenheit ist, die 
der Staat nur schützt, gar nicht 
selbstverständlich. Dann wäre 
Demokratie ein Prinzip, das 
auch mit einer Planwirtschaft 
zusammengehen würde. Und 
eine Planwirtschaft, die nicht 
demokratisch wäre, wäre 
für mich auch nicht wün- 
schenswert. 


M: Das ist ein interessanter 
Punkt, dass man in Richtung 
privat und öffentlich guckt. Die 
Trennung von öffentlich und 
privat verbannt ja z. B. auch 
Reproduktionsarbeit in die 
Privatsphäre - also an die Haus- 
frau oder Hausangestellte. Das 
Problem ist aber, dass du in dem 
hiesigen Diskurs mit einem ganz 
anderen Demokratiebegriff kon- 
frontiert bist, der dir die Hände bindet. Der 
öffentliche Diskurs ist doch: Lehre aus Wei- 
mar, wir haben jetzt wehrhafte Demokratie. 
Man kann bis zu einem gewissen Punkt 
kritisieren, ansonsten werden Maßnahmen 
ergriffen. Das ist knallharter Staatsschutz, 
der dir da entgegenschlägt. Ich finde es ein 
hehres Anliegen, zu schauen, ob man was 
mit dem Begriff machen kann. Aber ich 
zweifle daran, dass du mit diesem Begriff 
im hier und jetzt etwas Emanzipatorisches 
anfangen kannst. Was forderten die Bewe- 
gungen der letzten Zeit, wenn sie sich auf 
den Begriff gestürzt haben - »democracia 
real« und so? War es nur eine Forderung 
nach mehr direkter Beteiligung am Pro- 
zess? Ok, kann man machen. Aber das ist 
wieder Reformismus, der das System nur 
perfekter macht. Raus kommst du immer 
noch nicht. 
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C: Für mich schließt sich da auch das 
Problem der Trennung zwischen öffent- 
licher und privater Sphäre an. Wie weit 
ginge ohne diese Trennung der Zugriff ins 
Private? Ist nicht die Trennung zwischen 
öffentlicher und privater Sphäre auch ein 
Schutz für das »private Individuum«? Ich 
würde behaupten, dass wenn diese Tren- 
nung auflöst werden würde, die Kontrolle 
gegenüber dem Individuum durch bestim- 
mte Gruppen oder durch den Staat zuneh- 
men könnte. 


L: Mir ging es nicht darum, den Unter- 
schied zwischen privat und öffentlich ganz 
abzuschaffen, sondern zu sagen, die Gren- 
ze muss anders gezogen werden. Produk- 
tion und Reproduktion, also alle gesell- 
schaftlich nützlichen Tätigkeiten, sind im 
kollektiven Interesse oder tangieren alle. 


Das ist nur vermeintlich privat, 

weil ich ja ständig in Beziehungen mit an- 
deren stehe. Aber es gibt jede Menge Sa- 
chen, bei denen ich unbedingt will, dass 
sie privat bleiben oder es erst werden. 
Bereiche, die als Fragen nach individuel- 
ler Vorliebe behandelt werden sollten. Mit 
wem ich ins Bett gehe, z.B., wo und wie ich 
mein Körperhaar trage oder nicht trage 
etc. All das galt mal oder gilt auch heute 
noch als Gegenstand öffentlichen Interes- 
ses, wo sich die Gesellschaft anmaßt recht- 
lich, diskursiv oder sonstwie regulierend 
einzugreifen. 


C: Mir stellt sich noch eine andere Frage 
bezüglich der Diskussion: Wie stellt man 
sich das demokratische Subjekt (Ideal- 
vorstellung einer freien Bürgerin / eines 
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freien Bürgers) vor - das heißt welche 
Voraussetzungen liefert unsere Gesell- 
schaft um »mehr Demokratie« zu fordern? 
Wie bildet sich der Wille? Wie funktio- 
niert die Vergesellschaftung und, vor allen 
Dingen, von welchem demokratischen Be- 
wusstsein sprechen wir? 

Solche Sachen sind wichtig, wenn man 
über Demokratie spricht. In der Diskus- 
sion sollte sich bemüht werden, auch auf 
die Fallstricke des demokratischen Gedan- 
kens einzugehen 

Es stellt sich für mich die Frage, ob 
Demokratie als Regierungsform betrachtet 
wird, welche demzufolge nur ein Mittel auf 
dem Weg zu einer »menschenwürdigen 
Gesellschaft« wäre. Oder ob Demokratie 
gleichzeitig Form und Inhalt sein sollte. 
Also was ich sagen möchte ist, dass nur 
weil mehr Demokratie gefordert wird, es 
die Menschen nicht dazu bringen muss die 
Vergesellschaftung »menschlicher« (im 
emanzipativen Sinne ) werden zu lassen. 
Die Frage ist doch, auf welchem Funda- 
ment, von wem und mit welchem Ziel der 
Begriff der Demokratie nutzbar gemacht 
wird. 


L: Da würde ich dir zustimmen, dass die 
Form, wie Entscheidungen zustandekom- 
men, noch nichts über den Inhalt sagt, der 
entschieden wird. Aber trotzdem ist ja das 
Verfahren, - also wer überhaupt beteiligt 
ist an gesellschaftlich relevanten Entschei- 
dungen - wichtig. Wenn bestimmte Grup- 
pen von Menschen von vornherein - auf 
welche subtile bis brutale Art auch immer 
- vom Entscheidungsprozess ausgeschlos- 
sen werden, dann hat das Konsequenzen 
für den Inhalt der Entscheidungen. 

Ich glaube schon, das es immer irgend- 
eine Form von gesellschaftlicher Or- 
ganisation braucht und auch allgemein 
verbindliche Übereinkünfte. Dann wäre 
Demokratie erstmal für mich das Wort für 
maximale Partizipation - und ich glaube 
das ist nicht eine einfache Definition, die 
ich von außen setze, sondern die ich aus 
der Begriffsgeschichte entnehme. Und ich 
denke, dass der Begriff auch heute immer 
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wieder tatsächlich in diesem Sinne ver- 
wendet wird. 

Du kannst von der Idee der Demokratie 
das Ideal von Freiheit und Gleichheit nie 
trennen und damit auch nicht von dem 
utopischen Überschuss, der diesen Be- 
griffen anhaftet. Insofern ruhen unsere 
inhaltlichen politischen Vorstellungen auf 
einem normativen Fundament auf, das 
die bürgerliche Gesellschaft selbst mit 
der Demokratie hervorgebracht hat, aber 
nicht in der Lage ist, diese normativen 
Ansprüche zu erfüllen. Wenn von Freiheit 
und Gleichheit die Rede ist, stellt sich also 
immer auch die Frage nach ökonomischer 
Gleichheit. Es bedarf einer ideologischen 
Anstrengung, die ökonomische Ungleich- 
heit zu rechtfertigen. Und dieser ideolo- 
gische Diskurs ist brüchig, voller Wider- 
sprüche, die wir immer wieder aufzeigen 
können. Der positive Bezug auf den Begriff 
der Demokratie hat, glaube ich, den stra- 
tegischen Vorteil, dass man immer an dem 
ideologischen Selbstwiderspruch dieser 
Gesellschaft dran bleibt. Man bezieht sich 
auf ein normatives Fundament, das diese 
Gesellschaft einerseits braucht, anderer- 
seits nicht einlösen kann. 


C: Aber wäre es nicht auch denkbar wenn 
man diesen Begriff völlig über Bord wirft? 
Mal angenommen, ich versetze mich in 
die Rolle der Aktivist_innen und merke es 
gibt immer noch Ungleichheit usw. Dann 
glaube ich doch auch nicht mehr an die 
Demokratie? Aber wenn ich dann fordere: 
»Glaub doch bitte mal an Demokratie!«, 
arbeite ich dann nicht dem in die Hände, 
was ich eigentlich nicht möchte? Zumind- 
est wenn die Forderung einfach nur heißt 
mehr Demokratie (»jetzt«). Bevor man sich 
Gedanken darum macht, wie man die Ge- 
sellschaft organisiert, ginge es doch erst- 
mal darum, die Verhältnisse so wie sie jetzt 
bestehen abzuschaffen. Aus unserer Situa- 
tion heraus - als im Kapitalismus lebende 
Subjekte - ist es doch schwierig darüber 
hinaus weisen zu wollen. 


M: Ich finde schon, dass man die Bruch- 
stellen des Diskurses nutzen kann. Es ist 
ein gutes Argument, sich die Selbstrecht- 
fertigung des Systems zu nutze zu ma- 
chen. Das ist auch ein Gedanke, den die 
Kritische Theorie schon gemacht hat. Da 
geht es mir um die Ambivalenz des bür- 
gerlichen Glücksversprechens von Freiheit 
und Gleichheit, was erstens nicht eingelöst 
wird, und zweitens in Folge dieser Nicht- 
Einlösung eine Psychodynamik produ- 
ziert, woran wir als vermeintlich natur- 
beherrschende Subjekte zugrunde gehen 
oder einen »Feind« umbringen, weil das 
Glück eben nicht da ist und wir es auch 
nicht kriegen werden. Nach Freiheit und 
Gleichheit zu rufen, schrammt aber auch 
oft an so einer liberalen Forderung vorbei, 
die den Bürger vor dem Eingreifen des 
Staates in seine Freiheit schützen will. Der 
Punkt von *aze, Demokratie nochmal an- 
ders zu begreifen und zu nutzen, ist o.k. 
Aber deswegen muss man die anderen 
Theorien ja nicht verwerfen. Materialis- 
mus darf man da nicht rauslassen. Die 
strategische Nutzung impliziert aber auch 
eine gewisse elitäre Haltung. Das macht 
man, um eine Masse zu mobilisieren, weil 
Demokratie ja so gut ankommt. Um dann 
was zu tun? Das schwingt in der von *aze 
gestellten Frage - Nutzen wir »Demokratie« 
als radikale Linke? - mit. Man ist dann 
beim elitären Kaderzirkel, der versucht die 
Verhältnisse umzuwerfen und dabei die 
Masse mitzunehmen... 


R: Diese große Erzählung von der bür- 
gerlichen Demokratie ist doch auch schon 
ziemlich kaputt. Das heißt, die bürgerliche 
Demokratie schafft es immer schlechter, 
sich selbst als die beste aller möglichen 
Welten auszuweisen. Die alte Abgren- 
zungsfolie des real existierenden Sozialis- 
mus wurde zwar mitunter durch das Bild 
der drohenden Islamisierung der Welt 
ersetzt, doch reicht dies nicht mehr hin, 
der bürgerlichen Demokratie ein strah- 
lendes Image zu verpassen. Interessant 
wäre, noch einmal genauer zu prüfen, in 
wieweit diese große Erzählung und das 
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ihr innewohnende Glücksversprechen 
ein bindendes Glied in der Gesellschaft 
darstellt(e). 

Weiterhin denke ich, dass die Diskussion 
um den utopischen Überschuss, der ver- 
meintlicher weise im Demokratiebegriff 
verortet wird, auch noch einmal vor dem 
Hintergrund der Ausrufung des Endes 
der Geschichte betrachtet werden sollte. 
Zusammen mit dem sogenannten realex- 
istierenden Sozialismus, wie auch immer 
mensch zu ihm stehen mag, wurde doch 
jegliches utopische Begehren gleich mit 
beerdigt. Jede Aufhebung der bestehenden 
Ordnung kann sich nur noch als repressive 
Aufhebung vorgestellt werden, ein Um- 
stand, der insbesondere in Deutschland 
zusätzliche Bestärkung erhält im Ange- 
sicht von NS und Shoah. Der Verlust der 
Fähigkeit, sich die Welt auch anders vor- 
stellen zu können, geht denn auch nicht 
spurlos an der Linken vorbei und ich frage 
mich in diesem Zusammenhang, wie eng 
utopisches Vermögen und bürgerliches 
Gleichheitsversprechen tatsächlich noch 
verbunden sind (und ob sie es je waren). 
Woran also aus emanzipatorischer Pers- 
pektive anknüpfen? 

Demokratieaffine Bewegungen wie Oc- 
cupy Wall Street oder Democracia Real 
und ihre bundesrepublikanischen Pen- 
dants reagieren zwar auf grundlegende 
Krisen innerhalb bürgerlicher Gesell- 
schaften. Auf Basis ihres Bemühens, ihrer 
sozialen Kämpfe, welche im optimalen Fall 
die Inklusion vorher Ausgeschlossener in 
den politischen Prozess schaffen, besteht 
nun aber meines Erachtens die Gefahr, 
eine neue demokratische Erzählung - eine 
ungewollt ideologische Erzählung - zu ver- 
fassen, die der bürgerlichen Gesellschaft 
schon verloren geglaubte Legitimität ver- 
leiht und den Anschein weckt, hier wäre 
noch etwas möglich, da ginge noch etwas. 

Und ja, ich bin mir auch nicht sicher, 
ob die Mehrheit der Leute hier eigentlich 
mit Emphase demokratische Verhältnisse 
verteidigen (würden). Ich habe nicht den 
Eindruck, dass es in dieser Gesellschaft 
vor klassischen bürgerlichen Demokrat _ 


innen nur so wimmeln würde. Ausnahme 
stellen hier höchstens Fragen der Land- 
schaftsplanung wie Stuttgart 21 oder der 
Abriss der East Side Gallery dar. Dann sind 
die Menschen auf einmal Demokrat_innen 
durch und durch. Nur nicht dann, wenn 
es wirklich mal um etwas Wichtiges geht. 
Daran anschließend finde ich noch span- 
nend die Frage, ob und wie die Leute ideo- 
logisch zwischen Demokratie und Kapita- 
lismus unterscheiden. 


L: Ich glaube der Hinweis auf die kon- 
krete historische Situation, in der wir uns 
befinden, ist gar nicht so unwichtig. Es gibt 
schon viele Leute die von Postdemokratie 
oder Technokratie sprechen, weil sie mei- 
nen, dass Demokratie immer mehr seiner 
Substanz beraubt wird. Historisch ist das 
natürlich eine Verklärung der Vergan- 
genheit - als ob es je eine Phase bürger- 
licher Demokratie gab, in der nicht auch 
stets in Krisensituationen autoritär du- 
rchregiert worden wäre. Demokratie und 
Kapitalismus treten immer dann sichtbar 
auseinander, wenn Demokratie sich als 
zu schwerfällig und teilweise hinderlich 
erweist, auf die Anforderungen globaler 
kapitalistischer Verwertung in der Krise 
schnell und im Sinne der Verwertung ef- 
fizient zu reagieren. Diese Konstellation 
führt auch aktuell gerade dazu, dass Leute 
(wieder) auf die Idee kommen, Demokratie 
in Opposition zum Kapitalismus zu sehen. 

Ich würde auch nicht sagen, ich nutze 
den Demokratiebegriff in dem Sinne stra- 
tegisch oder dass ich sage, ich will die Leute 
abholen, wo sie sind. Andersrum: was ich 
will ist schon per Definition demokratisch, 
weil mein politisches Ziel eine nachkapita- 
listische Gesellschaftsordnung ist, die von 
möglichst vielen Leuten mitgetragen wird. 
Und mir geht« s da auch um die öffentliche 
Diskussion, den Streit darum, wie diese Ge- 
sellschaft einzurichten ist. Sonst wär es ja 
nur ein schlecht demokratisch verkleide- 
ter Kaderstandpunkt. 
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M: Vielleicht können wir hier auch mal 
einen Punkt machen. Was unterscheidet 
Demokratie in diesem Sinne von dem, 
was man landläufig in der Linken un- 
ter Kommunismus versteht? Bzw. ist das 
Demokratische da schlicht die Partizipa- 
tion aller? Da haben wir wieder ein Prob- 
lem: Wenn ich an alle denke, gruselt es 
mich. Wie geht man damit um? Es geht 
auch um die Subjekte, die alle mitmachen 
sollen. Was machst du mit denen ohne sie 
zu missionieren, ohne sie zu unterdrück- 
en, ohne totalitär zu werden? Da ist die 
Grundgesetzlösung immer noch die sub- 
tilste Antwort: wehrhafte Demokratie. Als 
Linksradikale, die emanzipatorische Poli- 
tik machen will, komme ich mit dem Be- 
griff nicht weiter. Du musst dir überlegen, 
was du mit Nazis machst, was du nicht zu- 
lassen kannst, wo du Grenzen ziehst. Naja 
und was machst du dann? Für mich hat 
das nichts genuin Neues. Ich sehe da keine 
Perspektive für Politik. 


C: Errorsituation. Hier wird für mich 
deutlich, dass sobald über Demokratie 
gesprochen wird die Frage nach der Ver- 
fasstheit des Individuums in der kapitalis- 
tischen Gesellschaft mitschwingt. Vielmehr 
geht es doch darum die Widersprüche 
im Subjekt, in einem selbst, welche sich 
aus den kapitalistischen Zwängen erge- 
ben zu »untersuchen«. An der Stelle sind 
doch meine eigenen Erfahrungen und das 
Leid und auch meine Ohnmacht der Un- 
tersuchungsgegenstand aus dem sich ein 
kritischer Blick auf die gesellschaftlichen 
Verhältnisse ergibt. 
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Umschlag: In Dublin weitete sich im September 
1913 ein Streik der Straßenbahnfahrer*innen zur 
Straßenschlacht aus, bei der ein Mensch getötet 
und mehrere hundert verletzt wurden. 

S, 2-3: Zahlreiche Menschen feierten den Zusam- 
menbruch des rechtsgerichteten Militärregimes 
im April 1931 in Spanien. Polizist*innen trieben 
die Mengen auseinander. 

Ss, 5: Im März 1931 löste die Polizei eine antiko- 
loniale Demonstration der Kongreßpartei in Bom- 
bay auf. 

S, 8-9: Streikende Bahnfahrer*innen legten im Ok- 
tober 1910 in Nordfrankreich den Schienenverkehr 
mit einer quergestellten Lokomotive lahm. 

Ss, 13: Eine antifaschistische Demonstration in 
Athen 1944 endete mit der Erschießung zweier 
Demonstrant*innen durch die Polizei. 

S, 16-17: Mehrere tausend Menschen protestierten 
auf einem Camp der 15M-Bewegung in Spanien 
2012. Foto: Julio Albarran. 

Ss, 22-23: Die Demonstrationen für das Frauen- 
wahlrecht 1914 vor dem Buckinghampalast ende- 
ten mit zahlreichen Festnahmen. 

S, 25: Sprengung einer Arbeiter*innenversamm- 
lung 1911 im Pariser St.-Paul-Viertel durch die 
französische Polizei. 

5,33: Werbefoto für die britische Zeitschrift Suf- 
fragette, die 1912 zum ersten Mal erschien und 
sich für das Frauenwahlrecht einsetzte. 

s, 38-39; Student*innen verteilten 1968 im Zuge 
des Prager Frühlings Untergrundflugblätter auf 
dem Prager Wenzelsplatz. 
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